
n

r e
lhait

Bezugspreis
Rachforderung vorbehalten.15 Gpfg., t

Nr. 75

Doincurös MWiederſehr,
Poincaré übernimmt deſtnitiy die Kabinettsbildung

Paris, 28. März. Nach der Unterredung, welche Poineare
mit dem Präſidenten Millerand hatte, wurde offiziell mit
geteilt, daß er die Kabinettsbildung übernimmt,

Die Kammer, die heute zuſammentreten ſollte, wird ſich
wahrſcheinlich auf Samstag oder Sonntag vertagen, bis die
dabinettsbildung vollzogen iſt. Späteſtens am Sonntag muß

die Kammer über die proviſoriſchen Zwölftel für die Bud-
get der wiedererlangbaren Ausgaben abſtimmen. Die Rati-
fizierung durch den Senat muß dann gleichfalls auf den
Jetzten Termin am Montag erfolgen.

Weitgehende Aenderungen.
Paris, 27. März. Der „Temps“ bemerkt zu den Be-

ſprechungen Poincares wörtlich: „Nach Mitteilungen von
unterrichteter Seite wird es ſich in dem ſehr wahrſcheinlichen
Fee daß Poincare das Kabinett bildet. vor allem um die
Frage handeln, in welchem Umfang das neue Kabinett
ſich von dem alten unterſcheiden würde, das heißt, ob die
Umbildung ausgedehnt oder beſchränkt ſein müßte. Poineare
hat in den Unterhaltungen von heute vormittag die Anſicht
der politiſchen Perſönlichkeiten, welche er zu ſich gebeten hat,
über dieſe Frage eingeholt. Alle haben gleich den Präſi
denten der beiden Kammern, die Poincare bereits geſtern
abend geſehen hat, der Meinung Ausdruck gegeben, daß
der Miniſterpräſident ſein Kabinett durchgreifend umbilden
müſſe. Poinceare hat übrigens im Verlaufe ſeiner Unter-
haltungen durch einige Worte zu erkennen gegeben, wie er
die ihm anvertraute Aufgabe auffaßt. Er hat den Perſön-
lichkeiten, mit denen er geſprochen hat, erklärt: „Sie ſehen
nicht den bisherigen Miniſterpräſidenten vor ſich, ſondern

einen Präſidenten, der mit einer neuen Miſſion betraut iſt.“

Millerand legt die Kichtlinien
cler franzöſiſchen Poliliß feſt.

Paris, 27. März. Außerordentlich auffallen muß die Art
und Weiſe, wie Millerand in die Miniſterkriſe eingriff,
wie ſie bisher der parlamentariſchen Geſchichte Frankreichs
unbekannt war. Der „Matin“ iſt zur Veröffentlichung einer
Erklärung Millerands direkt ermächtigt.

Auch das „Journal“ iſt in der Lage, Erklärungen Mil-
lerands zu veröffentlichen. Sie lauten im allgemeinen ebenſo
wie die im „Matin“.
gen Programm wird dem künftigen Kabinett vorgeſchrie-

n:

1. Ruhrbeſetzung bis zur vollkommenen Bezahlung;
2. vollkommene Durchführung der Steuermaßnahmen, die

von beiden Kammern angenommen wurden:;
3. ſtrenge Sparſamkeit.
Millerand fügt der Erklärung des „Journal“ hinzu, daß

er bei Durchſetzung dieſes Programms ſich aller Vorrechte
bedienen wolle, die ihm die Verfaſſung verleihe.
E. iſt zweifellos ein ungewöhnlicher Fall, daß der Prä-ſident der Republik mit ſeinem Rücktritt droht, wenn Fge

eine Politik betrieben wird, die ihm zuſagt.

Engliſche Urteile über Poincarös (ieſte,
London, 27. März. Hieſige amtliche Kreiſe nahmen von

Anfang an, Poincare werde ſeinen Rücktritt rückgängig
machen. Sie hätten ſeinen Rücktritt bedauert, da ſie es für

beſſer hielten, daß Poinecare den Bericht der Sachverſtän
digen ſelbſt entgegennehmen muß und daß ein Rücktritt,
der keinen beſonderen Nachfolger brächte, die ſchwierige Lage
nur noch ſchwieriger geſtalten würde. Nur der Sturz Po

durch den Wahlausfall hätte nach hieſiger Auffaſſung

Pertinax erklärt im „Daily Telegraph“: Poincares Rück
tritt wäre von Frankreich als offene Flucht vor ſeiner Po
litit aufgefaßt worden. Der Leitartikel der „Times“ betont
den verhängnisvollen Charakter der Poineareſchen Politik
für Europa und die Schwierigkeiten ſeines perſönlichen Cha
rakters, erkennt aber zugleich ſeine autoritative Stellung in
Frankreich an, was immerhin die Ausſicht eröffne, daß,
wenn Poincare dedvogen werden könnke, einen vernünftigen
Plan für die europäiſche Löſung anzunehmen, er auch all
ren von der öffentlichen Meinung Frankreichs unter

ützt würde. Das ſei die vage Ausſicht des Augenblicks;
alle anderen Alternativen bedeuten völlige Ungewißheit.

Das offizielle Organ der Arbeiterpartei behandelt die
ganze Epiſode als Komödie ohne viel Bedeutung und unter
ſtreicht im Leitaufſatz den ſchlechten Eindruck, den ſie in Eng-
land machen müſſe.

Foch beim italieniſchen Marineminiſter.
Rom, 27. März. Marſchall Foch hat heute den Marine-

ine r u mit ihm eine lange und herzliche Unter
redung gehabt. er italieniſche Marineminiſter hat dahin den Beſuch erwidert. ſ h ruuf

Die geſtrige 5ihung des engliſchen Kabinelts,
Der Ausnahmezuſtand in Ausſicht genommen.
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dieſem Falle ſieben Regierungskommiſſare für England und
zwei für Schottland zur Ausübung der Exekutivgewalt ein
ſetzen. Es verlautet, daß ein Kabinettsrat bisher nicht
ſtattgefunden hat; doch rechnet man mit der Möglichkeit,
daß der König anläßlich ſeines Beſuches in Lanceaſhire die
Proklamation zur Erklärung des Ausnahmezuſtandes unter-
zeichnen werde und dieſe dann durch ein Flugzeug nach
London gebracht würde. Der Ausnahmezuſtand würde den
Einſatz aller ſtaatlichen Machtmittel von Heer, Flotte und
Luftflotte, ſowie die Beſchlagnahme aller Fuhrwerke und
Omnibuſſe bedeuten.

kin Porſtoß Asquitßs im Unterhauſe,
London, 28. März. Jm Unterhauſe ſtellte geſtern As-

quit h die Anfrage an die Regierung, wann die dem fran-
zöſiſchen Gelbbuche entſprechenden Aeußerungen der Re-
gierung veröffentlicht würden und welchen Stand gegenwärtig
die Frage der Sachverſtändigenberichte über die deutſche
Leiſtungsfähigkeit einnehmen. Er fragte weiter, welche
Schritte die engliſche Regierung gegen die franzöſiſche Wirt
ſchaftspolitik im beſetzten Gebiet zu unternehmen gedenke,
um die engliſchen Jntereſſen zu wahren. Ferner wünſche er
zu wiſſen, was von ſeiten des engliſchen Delegierten Lord
Parmoor in der letzten Sitzung des Völkerbundsrats in
der Frage der Sachverwaltung geſchehen ſei.

Miniſterpräſident Macdonald erwiderte, die dem fran-
en Gelbbuch entſprechenden engliſchen Dokumente ſeien
ſoweit fertiggeſtellt, daß ſie nach einigen Ueberprüfungen in
die Hände der Parlamentsmitglieder gelangen könnten. Wann
die Sachverſtändigenausſchüſſe der Reparationskommiſſion
ihre Berichte herausgeben werden, wiſſe er nicht. Die Sach-
verſtändigen ſeien nicht Vertreter der engliſchen Regierung,
ſondern Beauftragte der Reparationskommiſſion. Die eng-
liſche Regierung habe ſich deshalb auch niemals in die
Arbeit der Sachverſtändigen eingemiſcht. Die Sachverſtän-
digen hätten der Reparationskommiſſion Bericht zu er
ſtatten und dieſe werde dann alle beteiligten Regierungen
informieren. Die engliſche Regierung werde dieſen Bericht
eingehend nach ſeiner finanziellen und politiſchen Seite hin
überprüfen und werde erſt dann in der Lage ſein, ſich mit
den anderen beteiligten Regierungen über eine gemein-
ſame Politik auseinanderzuſetzen. Mit Bezug auf die zwi-
ſchen den franzöſiſchen Behörden und den deutſchen Jndu-
ſtriegeſellſchaften getroffenen Abkommen erklärte Maedonalo,
bis jetzt ſei die Regierung noch nicht zur Auffaſſung gekom
men, daß dieſe Abkommen in irgendwelcher Weiſe ihrer Wir-
kung nach dem Friedensvertrag von Verſailles und den ver
ſchiedenen Reparationsverträgen widerſprächen.

Mit Bezug auf eine Behauptung Asquiths, die im Frie-
densvertrag vorgeſehenen Kommiſſionen und Komitees be-
ſäßen vielfach militäriſchen Charakter, erwiderte Macdo-
nald, es ſeien von dieſen Kommiſſionen uſw. Verſuche unter-
nommen worden, ſich Rechte und Kompetenzen anzumaßen,
die ihnen nicht zuſtünden. Die Politik der engliſchen Re-
gierung ſtrebe danach, daß im Jntereſſe einer baldigen end-
gültigen Befriedigung alle dieſe Kommiſſionen gezwungen
werden müſſen, ſich ſtreng an die ihnen zugewieſenen Auf-
gaben zu halten. Macdonald wandte ſich dann der Sicher-
heitsfrage zu und erklärte, es habe keinen Sinn, wenn jetzt
Franzoſen und Engländer die Frage der Sicherheit disku-
kierten, bevor nicht die heute auf Europa laſtenden Rieſen-
probleme gelöſt ſeien, deren Ungelöſtheit doch am meiſten
die Sicherheit gefährde. Erſt wenn wirklich dieſe Schwierig-
keiten beſeitigt wären, ſei die Zeit gekommen, das ganze
politiſche Gewicht des Staates dafür einzuſetzen, daß der Völ-
kerbund ein vollzähliger Bund der Völker werde. Er ſei
deshalb überzeugt, daß Frankreich niemals volle Sicherheit
erlangen werde, wenn es ſich auf eine Reihe von Sonderver
trägen zu ſtützen gedenke. Deutſchland müſſe früher oder
ſpäter in die Reihe jener Staaten wieder einrücken, die
man die verhandlungsfähigen Staaten Europas nennen
könne. Zum Schluß ging Macdonald auf die Saarfrage ein,
insbeſondere auf die Frage, warum das franzöſiſche Militär
noch nicht aus dem Saargebiet zurückgezogen worden ſei. Er
ſtellte feſt, es ſei auf Grund der gegenwärtigen Finanzlage
des Saargebiets unmöglich geweſen, mehr als 2000 Gen-
darmen in das Gebiet zu bringen.

Dem Ende zu.

Die geſtrige Arbeit der Sachverſtändigen.
Paris, 28. März. Jm Hotel „Aſtoriga“ hat das Redak—

tionskomitee geſtern früh und dann am Nachmittag die Ab-
faſſung ſeines Schlußberichtes fortgeſetzt. Der Währungs-
ausſchuß hat am Nachmittag noch verſchiedene Fragen hin-
ſichtlich der deutſchen Eiſenbahnen ſtudiert. Die Eiſenbahn
ſachverſtändigen Lefevre und Aeworth, deren Vernehmung
vorgeſtern beſchloſſen wurde, ſind vor dem Währungsaus-
ſchuß nicht mehr erſchienen, haben aber ſchriftlich noch ver-
ſchiedene Angaben mitgeteilt. Am Nachmittag iſt gleichfalls
der Unterausſchuß für Budgetfragen noch einmal und wie
man glaubt zum letzten Male zuſammengetreten.

Die Abfaſſung des 50chverſtüncigenberichts.

Paris, 27. März. Der Unterſuchungsausſchuß für Ab-
faſſung des Sachverſtändigenberichts hat heute vor und
nachmittag Sitzungen abgehalten. Die Arbeiten ſind ſoweit
gediehen, daß alle Einzelheiten zur endgültigen Abfaſſung
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Die Neutraliſterung der Oſtſee.
Von H. J. v. Neuhaus.

Durch die Beendigung des Krieges ſind eine ganze Reihe
neuer Probleme in unſeren Geſichtskreis getreten, die vor
dem Kriege keine oder nur eine ganz untergeordnete Rolle
geſpielt haben. Eines dieſer Probleme iſt die Oſtſee und
die um ſie liegenden kleineren und größeren Staaten.
Während vor dem Kriege außer Deutſchland nur Schweden,
Rußland und Dänemark die Oſtſee umlagerten, ſind heute
dazu gekommen: Finnland, Eſtland, Lettland, Litauen und
Polen, dazu die freie Stadt Danzig. Faſt alle dieſe neuen
Staaten waren Teile Rußlands und leben in beſtändiger
Furcht, eines Tages wieder von einem neu erſtarkten Ruß-
land verſchlungen zu werden. Manchmal taucht auch in den
baltiſchen Staaten in Erinnerung an die Kriegszeit der Ge
danke auf, Deutſchland könne ſeine damals gehegten Pläne
wieder aufnehmen. Aber meiſt wird eine ſolche Erinnerung
mur zu beſtimmten Zwecken wieder aufgefriſcht, während
man innerlich mit Recht davon überzeugt ift, daß
Deutſchland garnicht an ſolche Utopien denken kann. Man
kann heute ruhig zugeben, daß die damaligen Pläne ohne eine
genügende Kenntnis der Verhältniſſe in den Baltenlanden
aufgeſtellt wurden. Jnzwiſchen hat man in Deutſchland
erkannt, daß eine Einverleibung dieſer Länder an das
Deutſche Reich dieſem nicht zum Nutzen ausſchlagen würde.
Eine „deutſche Gefahr“ beſteht alſo nicht mehr für die
kleineren Oſtſeeſtaaten und wird nach menſchlichem Ermeſſen
auch nicht auftauchen.

Anders iſt die ruſſiſche Gefahr zu beurteilen. Zweifellos
braucht Rußland die Häfen der Oſtſeeſtaaten und ihre Zu
fuhrſtraßen für ſeinen Handel. Die Annahme, Rußland
müſſe ſich die neuen Staaten wieder einverleiben, wäre ver-
fehlt, weil alle Länder, die mit Rußland Handel treiben
wollen und das werden doch in kurzer Zeit wohl wieder
alle Staaten Europas und Nordamerikas ſein dieſe
Häfen nötig haben. Wir haben von jeher in Europa ganz
ähnliche Beiſpiele gehabt: Antwerpen z. B. lebte vor dem
Kriege von Deutſchland und ſeiner Ausfuhr. Beide Teile
brauchten ſich gegenſeitig, aber es kam doch niemand auf
die Jdee, Deutſchland müſſe Antwerpen annektieren. (Die
militäriſchen Notwendigkeiten des Krieges ſollen hier aus
geſchaltet bleiben. Wenn Rußland die Oſtfeehäfen wirtſchaf-
lich nötig hat, ſo braucht es keineswegs auch eine Annek
tion von deren Hinterlanden zu erſtreben, wenn dieſe
Rußland entgegenkommen. Und es iſt anzunehmen, daß
man in dieſen Staaten jedem Konfliktſtoff mit Rußland
ängſtlich aus dem Wege gehen wird.

Der ruſſiſche Liberalismus, der heute zum großen Teile im
Auslande lebt und die ruſſiſchen Demokraten ſind wütende
Gegner der baltiſchen Staaten, was ſie auch dauernd in
aller Oeffentlichkeit betont haben. Es iſt alſo anzunehmen,
daß, ſollten dieſe Leute in Rußland an die Regierung
kommen, ſie keinen Augenblick zögern würden, den Oſtſee-
ſtaaten den Garaus zu machen. Die bolſchewiſtiſche Regies
rung wird m. E. ſchon um deswillen ein ſolches Vorgehen
vermeiden, weil ſie ſich dadurch in den Ruf bringen würde,
das heute angeblich ſo geheiligte Selbſtbeſtimmungsrecht
der Völker zu mißachten, wovor ſie ſich hüten wird. Politiſch
hat ja auch die Sowjetregierung tatſächlich kein Jntereffe
daran, die Oſtſeeſtaaten zu vernichten. Durch wirtſchaftlichen
Zwang wird ſich wohl eines Tages ganz von ſelbſt eine Art
Zollunion bilden, durch die allen Beteiligten am beſten ge-
holfen wäre.

Jn den neuen Staaten ſelbſt iſt eine ſtarke Strömung vor-
handen, deren Pläne auf eine Neutraliſierung der Oſtſee
hinauslaufen. Eine ſolche Regelung würde den Jntereſſen
jener Staaten am eheſten gerecht werden. Die Staaten
ſind ſo klein, daß ſie ein Spielball in der großen Politib
würden, und es iſt nur zu verſtändlich, daß ſie ſich zuſammen
ſchließen und ihre Neutralität erklären. Dieſe aber muß
durch die Großmächte garantiert werden und gerade darin
liegen die Schwierigkeiten und Konfliktſtoffe. England hat
großes Jntereſſe an dem Beſtande der ſelbſtändigen Oſtſees
ſtaaten. Jhm wäre ungelegen, wenn eines Tages wieder ein
mächtiges Rußland ſeine große Kriegsflotte auf der Oſtſee
fahren ließ. Seinen Belangen würde es viel beſſer ent
ſprechen, wenn die Oſtſee umlagert wird von mehreren
kleinen Staaten, von denen keiner in der Lage iſt, ſich eine
nennenswerte Kriegsflotte zu halten. Solange dieſe Staaten
beſtehen, ſtößt Rußland nur mit einem kleinen Stück bei
Petersburg an die Oſtſee, d. h. an den finniſchen Meerbuſen,
der im Kriegsfalle ſehr ſchnell zwiſchen Eſtland und Finnland
abzuriegeln iſt. Kein Wunder, daß England Wert darauf
legt, den bisherigen Zuſtand durch eine Neutraliſierung der
Oſtſee zu verankern. Auch Schweden hat ſchon lange vor
dem Kriege auf die ruſſiſche Gefahr in der Oſtſee hingewieſen
und ſeine Weigerung, mit Finnland feſtere Beziehungen
einzugehen, iſt nicht zuletzt auf die Furcht zurückzuführen,
es möchte durch (dieſe finniſche Freundſchaft in finniſch
ruſſiſche Konflikte, unter denen der wegen Oſtkareliens
noch nie zur Ruhe gekommen iſt, hineingezogen werden.
Jedenfalls wird Schweden einer Neutraliſierung der Oſtſes

viel Sympathie entgegenbringen. Jm Gegenſatz zu dieſen
Neigungen Englands und Schwedens ſteht der Störenfried
Europas: Frankreich. Jn Paris hat man gegenüber den
Randſtaaten, vor allem auch Lettland gegenüber, ſtets ſehr
großes Intereſſe an den Tag gelegt und in Riga hat man

London, 28. März. Jn der geſtrigen Kabinettsſitzung
wurde der Ausnahmezuſtand für und und Schottland
in Ausſicht genommen. Die Regierung beabſichtigt, in des Berichtes vorliegen. dieſen Schalmeien ein williges Ohr geliehen; ohne ſich dar-
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über klar zu werden, daß Frankreich alle dieſe Staaten mit
fliegenden Fahnen ſofort in Stich laſſen wird, wenn Rußland
wieder ein ebenbürtiger Bundesgenoſſe geworden iſt. So
lange das noch nicht der Fall iſt, begnügt man ſich ja mit
den Randſtaaten. Frankreich braucht eben im Oſten einen
Bundesgenoſſen gegen Deutſchland, ein ſtarkes und mäch-
tiges Rußland, das mit ſeiner Flotte die Oſtſee beherrſcht
und nicht durch Rückſichten, wie Neutralität etwa in ſeiner
Aktionsfreiheit behindert iſt. Dazu braucht Rußland aber
noch andere Häfen als Petersburg, das ungefähr 4 bis
5 Monate im Jahre im Eiſe ſchlummert. Dieſe Häfen, die
Rußland nach der Anſicht Frankreichs haben muß, ſind zur-
zeit aber in dem Beſitze der Randſtaaten. Die Schlußfolge-
rung iſt einfach genug. Auch Polen iſt als Anhänger Frank
reichs kein Freund einer Neutraliſierung. Ueber die Be
friedigung ſeiner wirtſchaftlichen Intereſſen hinaus erſtrebt
es die Herrſchaft von der Oſtſee bis zum Schwarzen Meer.

Deutſchlands Stellung liegt klar: Wir haben nur das
Intereſſe des ungeſtörten Handels über die Randſtaaten nach
Rußland, wir können einer Neutraliſierung der Oſtſee nur
zuſtimmen. Und ſollten unſere Beziehungen zu Rußland
durch eine neue Welle des Panſlavismus geſtört werden, ſo
iſt für uns der neutrale Staatengürtel eine Lebensbedin-
gung. Für Rußland ſelbſt bedeutet der Gürtel der Rand-
ſtaaten eine Ablenkung vom Weſten, von Petersburg verſchob
ſich ſein Schwerpunkt wieder nach Moskau. Hoffen wir, daß
dieſer Vorgang ſymboliſch für Rußlands Willen iſt, ſich ſeinen
großen hiſtoriſchen Aufgaben nach Oſten wieder zuzuwenden.

Die Arbeitnehmer gegen eine Verlängerung der jetzigen
Miecumverträge.

BVerlin, 28. März. Jn der Reichskanzlei fand geſtern nach

des Ruhrgebietes und der Reichsregierung über die durch
die Micumverträge geſchaffenen Verhältniſſe ſtatt. Die Ar
beitnehmer wieſen auf die wen unerträglich gewordene
Lage für die Arbeiterſchaft hin. Der Reichskanzler und
die zuſtändigen Reſſorts ſtellten eine erneute ſchleunigſte
Prüfung der Abhilfmaßnahmen in Tr Der Reichs
inanzminiſter legte jedoch dar, daß mit Rückſicht auf den
teichshaushalt und zur Verhinderung der Jnflation eine

re ßn Mitwirkung des Reiches zur Milderung der Laſten
der Micumverträge ausgeſchloſſen ſei. Zum Schluſſe erklärten
die Arbeitnehmervertreter einmütig, daß ſis eine Ver-
nen der jetzigen Mieumverträge unter allen Umſtänden
ablehnen.

Ein Zugeſtändnis der Mienm.
Bochum, 27. März. Den großen Bemühungen der Han-

delskammer in Bochum im Verein mit den beteiligten Kreiſen
iſt es gelungen, bei der Mieum gewiſſe Erleichterungen für
die Wiedereinführung der verarbeiteten Waren zu erlangen.
Es iſt zu hoffen, daß nunmehr trotz der Schwere der Be
laſtung die Arbeitsloſigkeit wenigſtens etwas wieder behoben
werden wird.

Lohnbewegung im Ruhrbergbau.
Aus dem Ruhrgebiet, 28. März. Der Ruhrbergbau ſteht

vor einer neuen Lohnbewegung. Vierzehn Bergarbeitervers
bände verlangen vom 1. April ab eine Lohnerhöhung um
30 Prozent. Sie begründeten ihren Schritt mit der ſtändit
zunehmenden Verelendung der Bergarbeiterſchaft infolge der
jetzt viel zu geringen Löhne und verwieſen auf die ſtändige
Steigerung der Lebenshaltungskoſten und auf die am 1.
April kommende ſtarke Erhöhung der Mieten von 28 auf
662/, Prozent. Die Arbeitgeber geben zu, daß die Löhne
der Bergarbeiter zu niedrig ſind; aber ſie erklären es

mittag eine Ausſprache zwiſchen den Arbeitnehmervertretern für unmöglich, höhere Jöhne zu zahlen.

Reichskanzler Murx gegen die 5Muldlüge,
Berlin, 27. März. Auf dem Reichsverbandstag der deut

chen Jnduſtrie ergriff nach Dr. Sorge Reichskanzler Marx
as Wort. Er ging in einer längeren Rede auf das Kern

problem der gegenwärtigen Wirtſchaftslage ein, die Auf-
rechterhaltung der Währungsfeſtigkeit. „Sie bildet“, ſo führte
er aus, „den Ausgang eines jeden Wirtſchaftsäufbaues.
Mit ihr ſteht und fällt die Nation. Man hat oft im Aus
Iande in Unkenntnis des wahren Sachverhaltes die Meinung
verbreitet, die deutſche Regierung und die deutſche Jnduſtrfe
hätten den Zuſammenbruch der Währung abſichtlich herbei-
eführt. Wer heute die Lage unſerer Wirtſchaft und die

Lage des Staates prüft, wer weiß was die Epoche des Wäh-
rungsverfalles beiden gekoſtet hat, der kann nicht im minder
In Zweifel darüber ſein, daß kein vernünftiger Menſch
in Deutſchland jemals daran gedacht haben kann, zu ſolchen
wahnwitzigen Methoden der Selbſtentleibung zu greifen, um
auf die ſicherſte Weiſe das zu verlieren, deſſen Erhaltung
ſeit Kriegsende unſer aller Sinnen und Trachten iſt, die
Aufrechterhaltung unſeres nationalen Daſeins und die
Schaffung eines neuen lebensfähigen Reiches. Wenn heute
wieder etwas wie Mut und Zuverſicht in unſere Bruſt
einziehen darf. dann doch nur, weil es gelungen iſt, wieder
etwas feſten Boden unter die Füße zu bekommen. Bitter
ernſt iſt noch die Stunde. Wir haben noch einen langen,
ſchweren Weg zu gehen, ehe wir aufatmen können. Kaum
einige Wochen trennen uns noch von jenen entſcheidenden
Tagen, an denen der Weſten des Reiches vor neue Un

und Unruhe geſtellt ſein wird. Mit wehem
erzen aber voller Stolz gedenken wir unſerer Brüder an

Rhein und Ruhr. Deutſch iſt das Land und deutſch, nur
deutſch und echt deutſch ſind ſeine Bewohner. (Bravo).
Dort ſchlägt das Herz der deutſchen Wirtſchaft, ohne das
Deutſchland nicht leben und nicht arbeiten kann. Die Fragen,
die dort der Löſung harren, und die mit ihnen verbundene
Fragen der Reparationen müſſen endlich im Einklang mit
den Forderungen der Vernunft und Gerechtigkeit entſchieden
werden, damit die Menſchheit wieder frei aufatmen und
ſich friedlicher Arbeit zuwenden kann. Das deutſche Volk
aber iſt wie immer ſeither, gewällt, die ſich aus dem
verlorenen Kriege ergebenden Folgen bis zur Grenze des
erträglichen auf ſich zu nehmen. Von dieſer Laſt haben wir
alle unſer ſchweres Teil o tragen. Jch kann es verſtehen,
wenn das innere Gefühl manches gut deutſchen Mannes,
i aufbäumen möchte in dem Gedanken, daß dieſe Laſten
hren Urſprung nehmen aus der Lüge von der alleinigen'

Schuld Deutſchlands am Weltkriege. Sie dürfen überzeugt
ſein, daß wir in ſtiller (warum 2 Arbeit das unſeeſtun, um
der Wahrheit unter den Völkern zum Siege zu verhelfen.

Der Bruch in der D. D. P. unvermeidlich,
Die Verhandlungen mit Dr. Streſemann geſcheitert.

Voegler lehnt die Kandidatur ab.
Die Verhandlungen, die Vertreter der Nationalliberalen

Vereinigung Donnerstag abend ſpät mit dem Führer der
Deutſchen Volkspartei, Dr. Streſemann, nochmals über
die Gründung der Nationalliberalen Vereinigung und über
die Durchſetzung einzelner hier bereits erwähnter Forde-
rungen hatten, haben, wie nunmehr endgültig feſtſteht, zu
keinem Ergebnis geführt. Die Auseinanderſetzungen
über die Gründung der Nationalliberalen Vereinigung ſind
damit in die Beratungen des Zentralvorſtandes der Deutr
ſchen Volkspartei verlegt. Auf Grund von Aeußerungen Dr.
Streſemanns über ſeine Stellungnahme hat nun einer der
Gründer der nationalliberalen Vereinigung, Generaldirektor
Voegler, bereits inſofern die Konſequenz aus der Ver
ſchärfung der Situation gezogen, daß er in einem Schreiben
dem Wahlkreiſe Weſtfalen-Süd, der ihm die erſte Stells
der Liſte der Deutſchen Volkspartei übertragen hat, mitgeteilt
hat, er müſſe zu ſeinem Bedauern im Augenblick auf eine
Kandidatur für den Reichstag im Rahmen der Liſte der
Deutſchen Volkspartei verzichten, da er an den Grund-
ſätzen der Nationalliberalen Vereinigung feſthalte, und über
dieſe Grundſätze eine Einigung mit der Parteileitungvorläufig nicht zu erreichen ſei.

Ber Auftaſct zum Reichsparteitug der D. D, P.
Dr. Scholz über die Politik der Tat.

Hannover, 28. März. Als Auftakt zum Reichsparteitag
der Deutſchen Volkspartei, ſprach am Donnerstag abend der
Vorſitzende der Deutſchvolksparteilichen Reichstagsfraktion,
Reichsminiſter a. D. Dr. Scholz in einer öffentlichen Ver-
ſammlung im Kuppelſaale der Stadthalle über die Politik
der Tat. Er zeigte in ſeinen Ausführungen, wie der deutſche
Wiederaufbau niemals mit Worten, eben nur mit der Tat
erfolgen könne und wie gerade die Deutſche Volkspartei im
Gegenſatz zu einer ausgeprägten Schlagwortpolitik auf der
Linken und zu einer Politik von Worten, ohne entſprechende

weis für ſeine Behauptungen erbrachte er an der Hand des
Hinweiſes auf die außenpolitiſche Entſpannung der letzten
Monate und auf die Stabiliſierung der Währung, die Schaf
fung der Rentenmark und den Ausgleich des deutſchen
Reichshaushalts. Trotz aller Opfer, die das deutſche Volk
zur Erleichterung der jetzigen Verhältniſſe bringen müſſe, ſei
das deutſche Volk feſten Willens, den Beweis deutſcher
Lebensfähigkeit und als Staat zu erbringen. Wirtſchaftlich
und vaterländiſch aber einigten ſich ihre Ziele darin, Rhein
und Ruhr wieder ohne Hemmungen und Trennungen mit
dem Reiche zu verknüpfen.

Kleine Por ſagen im KReichsraut,

Berlin, 28. März. Der Reichsrat erledigte geſtern eine
Anzahl kleinerer Vorlagen. Die Verordnung über die Be
ſchäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern
in Glashütten, Glasſchleifereien und Glasbeizereien ſowie
Sandbläſereien wurde auf weitere zwei Jahre verlängert.
Eine Verordnung über die Einſchränkung öffentlicher Be
kanntmachungen wurde genehmigt. Hierzu hatte der „Verein
Deutſcher Zeitungsverleger“ eine Eingabe an den Reichsrat
gerichtet, worin gebeten wird, von der betreffenden Ver-
ordnung der Reichsregierung nur in möglichſt geringem Um-
fange Gebrauch zu machen, damit nicht das Zeitungsgewerbe
geſchädigt werde. Der Reichsrat beſchloß, dieſe Eingabe für
erledigt zu erklären. Angenommen wurde ferner ein Erlaß
über den Abgabentarif für den Kaiſer Wilhelm-Kanal. Da
nach wird der Tarif auf Goldmark geſtellt und zum Teil er-
höht, weil jetzt die Einnahmen aus dem Tarif bei weiten
nicht ausreichen zur Deckung der Verwaltungsausgaben.
Der Erlaß ſoll am 1. April in Kraft treten. Der Vertreter
von Bremen beantragte namentliche Abſtimmung über die
Vorlage, die mit 47 gegen 6 Stimmen angenommen wurde.

Eiſenbahnerſtreik in Stuttgart.
Stuttgart, 27. März. Die Eiſenbahnarbeiter Stuttgarts

ſind heute früh 8 Uhr infolge Ablehnung höherer Lohnfordes
rungen in den Streik getreten. Vom Reichsverkehrsminiſte-
rium iſt die Weiſung an die Reichsbahndirektion Stuttgart
eingetroffen, daß die Führung von Sonderverhandlungen ab
zulehnen ſeien.

Die Urteile im Bergedorfer Kommuniſtenprozeß.
Jm Prozeß wegen der kommuniſtiſchen Kra walle

in Bergedorf und Sande im Oktober w. J., wurde
nach ſechstägiger Verhandlung vom Landgericht gegen 85 An-
geklagte das Urteil gefällt. Es erhielten 9 Angeklagte wegen
Beihilfe zum Hochverrat bezw. Beihilfe zur Vorbereftung eines
hochverräteriſchen Unternehmens Feſtungshaft von 15 Mo
naten bis zu drei Jahren, ſechs Angeklagte wegen Lande
friedensbruchs Gefängnisſtrafen von 6 bis 15 Monaten,
17 Angeklagte wurden freigeſprochen, die übrigen wegen
einfachen Landfriedensbruches, Hausfriedensbruchs oder
Plünderung zu Gefängnisſtrafen von einem Monat bis zu
einem Jahre verurteilt.

Aus Stadt und Umgebung
bie Reichspoſt ohne befiit,

Jn vergangenen Monaten glich das Finanzminiſterium
einem Schleppdampfer, der zwei Laſtkähne am Tau hatte; die
beiden Mammutkonzerne Poſt und Eiſenbahn. Als nun die
Wellen der Jnflation immer höher gingen und den ganzen
Schleppzug zu verſchlingen drohten, warf man vorn beim
Finanzminiſterium die Troſſen ab und ließ die beiden Schiffe
ſelbſtändig treiben. Wider alles Erwarten ſcheint das
Experiment geglückt, und zwar für alle drei Beteiligten.
Man entſann ſich bei der Reichspoſt, daß man einen mäch-
tigen Motor im Schiff hatte, Opfermut und Verantwor-
tungsgefühl.

Die Lage war geradezu troſtlos. Aber man ließ ſich nicht
abſchrecken, ſchuf zunächſt die wertbeſtändige Marke und ver-
half damit dem Briefverkehr zu einem friſchen Aufſchwung.
Aehnlich ſteht es mit dem Druckſachenverkehr, was einen
erfreulichen Rückſchluß auf die allgemeine Wiederbeleb ung
der Wirtſchaft zuläßt.

Auch der Pochſcheckverkehr hat ſich prächtig entwickelt. Jn
den erſten Wochen des ſelbſtändigen Regimes betrugen die
Einlagen der Poſtſcheckkunden ganze 10 Goldmillionen, heute
ſind es bereits 300 Millionen. Der Telegrammverkehr iſt,
nachdem die Börſe nicht mehr von Senſativnen fiebert, auf
ſein gewöhnliches Maß von 80000 bis 90 000 Telegrammen
pro Tag zurückgeſunken. Dagegen breitet ſich das Telephon-
netz immer noch aus, und man iſt bei der Poſt mit der
Herſtellung von Anſchlüſſen noch ſtark im Rückſtand.

Taten auf der Rechten auf allen Gebieten der Politik eine
ausgeſprochene Politik der Tat betrieben habe. Den Vach-

Der Dezember ſchon war ein ausgezeichneter Verkehr

non en. Jan dem muf man nach. her

vorliegenden Ergebniſſen noch in dieſen Monat mit einemJahresdefizit et 60 bis 80 Geidnilliohen W
ie Selbſtändigkeit war das eine Mittel im Kampf r

das Defizit, die andere und recht. zweiſchneidige Waffe
war der Beamtenabbau. Das Perſonal des Miniſteriums z.
B. iſt um ein Drittel verringert. Jm Betrieb ſind neuer-
dings 17 bis 18 v. H. entlaſſen worden. Von 28 000 Ar
beitern wurden 9000 gekündigt. Auch die Vertreter für
Krankheits- und Urlaubsfälle wurden abgebaut. Jhre Zahl
betrug 20 000 bis 30 000, die hauptſächlich auch in den
Urlaubsmonaten zum Einſatz kamen. Vor allem aber half
die Einführung des neunſtündigen Arbeitstages über große
Schwierigkeiten hinweg. Durch dieſe eine Arbeitsſtunde wur
den 12 v. H. der Beamten entbehrlich. Man kann ſich kein
Bild davon machen, welche moraliſchen Hemmungen hier
von der Beamtenſchaft zu überwinden waren, die mit der
Aufgabe des Achtſtundentages nicht nur ein koſtbares Pri-
ileg opferte, ſondern ſich auch bewußt ſein mußte, daß
ie damit viele Tauſende ihrer Kollegen um einen Teil

ihrer Exiſtenz brachte.Jm Veiſte dieſes heroiſchen Entſchluſſes weitergeführt,
hak ſich denn auch die Poſt ſoweit erholt, daß unter den
augenblicklichen Verhältniſſen mit einem Defizit nicht mehr
zu rechnen iſt. Man kann ſogar wieder an ufbau denken.
vor allen Dingen auf dem Gebiete der Kabellegung und
der Automatiſierung des Telephonbetriebes und ferner im
Kraftwagenweſen.

Generalverſammlung des Wirtſchaftsverbandes für Handel
und Jnduſtrie.

Am letzten Mittwoch fand im Rathauskeller die Ge
neralverſammlung des Wirtſchaftsverbandes ſtätt. Der Be
ſuch war verhältnismäßig ſchwach, was wohl darauf zurück
zuführen war, daß ein Teil der Mitglieder ſich an anderen
Veranſtaltungen beteiligte. Vor Eintritt in die Tages
ordnung erteilte der Leiter der Verſammlung, Herr Kauf
mann Dobkowitz, das Wort Herrn Bäckermeiſter Freis
ber ger, der im Auftrage des Hausbeſitzervereins als
Gaſt anweſend war. Dieſer verlas ein vom Vorſtand des
Hausbeſitzervereins ausgearbeitetes Proteſtſchrreiben an den
Magiſtrat wegen der beabſichtigten Vermeſſung der Stadt,
deren Koſten die Hausbeſitzer tragen ſoll. Außerdem muß
noch jeder einzelne Hausbeſitzer durch beſonderen Proteſt
die Sache unterſtützen. Hierzu ſtehen vorgedrückte Formu-
lare zur Verfügung. Nach kurzer Debatte beſchloß auch
die Verſammlung eine Eingabe an den Magiſtrat zu machen.
Den Geſchäftsbericht für 1923 erſtattete Rechtsanwalt Dr.
Hannß. Dieſer zeigte, daß die aufgewendete reiche Arbeit
nicht ohne Erfolg geblieben iſt. Der Verein zählt zurzeit
80 Mitglieder. Den Bericht über die Jahresrychnungerſtattete Direktor Heſy er. Trotz der Jnflation weiſen
die Kaſſenverhältniſſe nur einen geringen Fehlbetrag auf.
Dem Vorſtande wurde einſtimmig Entklaſtung erteilt. Er
wurde in ſeiner bisherigen Zuſammenſetzung wiedergewählt.
Wegen des geringen Beſuches referierte Rechtsanwalt Dr.
Hannß nur ganz kurz über Aufwertungfragen, insbeſondere
bei Hypotheken. Bei der allg. Wichtigkeit dieſes Themas er
klärte er ſich berett, auf beſonderen Wunſch bei einer

ſpäteren Zuſammenkunft ausführlicher über dieſe Fragen
zu ſprechen. Die Unklarheit der dritten Steuernotverordſ
nung r eine Menge Zweifelsfragen entſtehen laſſen. Auch
die allgemein verbreitete Anſicht, jede alte Hypothek müſſe
mit 1500 aufgewertet werden, iſt ein Jrrtum. Es muß
unterſchieden werden zwiſchen Hypotheken und hypotheka
riſch geſicherten Forderungen. Letztere müſſen unter Um
ſtänden höher aufgewertet werden. Ueber die Höhe der
Aufwertung entſcheiden beſondere Aufwertungsſtellen. Hypo-
theken und hypothekariſch geſicherte Forderungen, die aus
der Zeit vor dem I. Januar 1918 ſtammen, werden nach dem
Nennwerte bis zu 1506 (evtl. auch niedriger oder höher)
aufgewertet; die nach dieſem Zeitpunkt entſtandenen Forde-
rungen werden nach dem damaligen Goldſtande berechnet.
und danach wie die anderen aufgewertet. Vorausſetzung
für die Aufwertung iſt, daß bei ſchon erfolgten Rück
zahlungen von Hypotheken Forderungen die Annahme unter
Vorbehalt erfolgte. Ein Anrecht auf Auszahlung der Auf-
wertung vor dem 1. Januar 1239 beſteht nicht. Am beſten
iſt es, bei vorkommenden Aufwertungsfragen den Rat von
Rechtsperſonen einzuholen; das beſte iſt aber immer eine
freiwillige Einigung zwiſchen Gläubiger und Schuldner. Kauf-
mann Dobkowitz dankte dem Redner für ſeine Ausführungen
im Namen der Verſammlung. Durch die Verſammlung
wurde der Vorſtand beauftragt, bei der hieſigen Poſtver-
waltung in dem Sinne vorſtellig zu werden, daß die Paket
beſtellung wieder eingeführt wird. Ebenſo ſollen die Fern
ſprechgebühren wieder wie früher eingezogen werden. Mit
Worten des Dankes an die Erſchienenen ſeitens des Leiters,
Kaufmann Dobkowitz, ſchloß die Verſammlung.

Erleichterungen für den Rundfunk.
Jn den letzten Tagen haben im Reichspoſtmöiniſterium

Verhandlungen mit ſämtlichen Jntereſſengruppen des Rund
funkweſens ſtattgefunden, die folgendes Ergebnis hatten:

Die Radiogebühren werden erheblich herabgeſetzt. Der
Bau und die Aufſtellung von Detektorenapparaten wird
vollſtändig freigegeben. Die Beſitzer von ſelbſtgebauten
Röhrenempfängern müſſen ihre Apparate nachträglich zum
Abſtempeln anmelden. Allen ſich bis zum 1. April frei
willig meldenden Radiozaungäſten wird Straffreihe't zu
geſichert. Dieſes Verhandlungsergebnis bedeutet einen großen
Fortſchritt für das deutſche Rundfunkweſen.

Verlängerung der Polizeiſtunde. Der preußiſche Miniſter
des Jnnern hat, wie der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt
mitteilt, in Verfügungen an den Berliner Polizeipräſidenten
und die Oberpräſidenten ſich damit einverſtanden erklärt,
daß vom 1. April ab die Polizeiſtunde bis auf längf-
ſtens 1 Uhr feſtgeſetzt werden darf.

Neues von der Vermögensſteuer 1924. Ueber die Ver
mögensſteuer 1924 hat der Reichsminiſter der Finanzen einen
umfangreichen Runderlaß an die Finanzbehörden gerichtet.
Er gibt insbeſondere auch eine eingehende Erläuterung
der Durchführungs- Beſtimmungen und enthält
wichtige einzelne Beſtimmungen. Das alte Vermögensſteuer-

etz iſt nicht vollſtändig aufgehoben und neu geſtaltet,Phwerr nur, beſonders bei der Bewertung und dem Tarif,
abgeändert oder ergänzt. Der Kapitalwert von wieder
kehrenden Nutzungen und Leiſtungen iſt nur noch ſteuer
pflichtig, wenn er im Jahre 400 Mark überſteigt. Auf
Grund anderer Geſetze ſind Ausgleichsforderungen, Entſchä
digungs Anſprüche und dergl. von der Vermögensſteuer be
freit. Erläutert wird die Bewertung des Grundvermögens,
die Berichtigung des Wehrbeitragswertes, die bei land-
wirtſchaftlichen Grundſtücken, deren Ertragsklaſſen, die
Rechtsmittel gegen die Berichtigung, die Richtſätze, die Be
richtigung bei u gärtneriſchen, bebautenund unbebauten Grundſtücken, Villen, die Bewertung des
Betriebs- und ſonſtigen Vermögens, der Schulden und die
Steuerpflicht von Schmuckſachen.

Vereinfachung der Lohnſteuer. Der Steuerabzug vom Ar
beitslohn muß bekanntlich noch immer dreimal in dem
Monat an die Finanzkaſſen abgeführt werden. Es er-
ſcheint aber ſehr notwendig, daß die Zahl der Steuerzah-
lungstermine, die nachgerade überhandnimmt weſentlich ver

einſacht wird. Die zehntägige Abführung er Lohnſteuer
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entwertungsverluſt gedacht. Bei den heutigen ſtabiliſier-
ten Geldverhältniſſen iſt dieſe Methode aber n hts weiter
als eine gänzlich zweckloſe Belaſtung ſowohl der Finanz-
ämter als auch der Privatwirtſchaft. Der Deutſ Jn-
duſtrie- und Handelstag wurde daher von mehreren Han-
delskammern aufgefordert, beim Reichsfinanzminiſter dahin
vorſtellig zu werden, daß wieder die einmalige Monats
zahlung des Steuerabzuges eingeführt wird, zumindeſt zu-
nächſt bei den kleineren und mittleren Betrieben.

1,6 Milliarden Rentenmarkumſatz im Poſtſcheckverkehr.
Der Ppoſtſcheckverkehr hat im m einen Umſatz von
462014 Millionen erreicht, 836 Millionen mehr als im
Januar, dem erſten vollen Monat der Rentenmark. Bar-

beglichen wurden 35921 Millionen. Die Zahl der
unden ſtieg um 12180 auf 706018.
Der Reichsadler an Dienſtgebäuden. Der Reichsadler ſoll

nach einer Verfügung des Reichsverkehrsminiſters in der
vorgeſchriebenen Form auch dann zu grunde gelegt werden,
wenn er als architektoniſcher Schmuck an Gebäuden verwendet
wird. Sollte in beſonderen Fällen eine Abweichung ge-
wünſcht werden, ſo müſſen die Entwürfe dafür dem Reichs-
miniſter vorgelegt werden.

Gehaltszahlung der Angeſtellten bei Reichs und Staats
behörden. Vom Gewerkſchaftsbund der Angeſtellten (G. d. A.
wird mitgeteilt, daß bis auf weiteres den Angeſtellten bei
Reichs und Staatsbehörden die Bezüge je am letzten Tage
und am 15. eines jeden Monats für einen halben Monat
im voraus zu zahlen ſind, wobei der Steuerabzug jeweils
nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen vorzunehmen
iſt. Für die übrigen Abzüge Verſicherungsbeiträge uſw.)
genügt es, bei einer der beiden Monatszahlungen nur einen
runden Betrag, der den Anteil für den halben Monat an
nähernd deckt, einzubehalten und dieſe Abzüge nur bei jeder
zweiten Zahlung genau zu verrechnen.

Die Poſtreklame als G. m. b. H. Die Voſtreklame wird am
1. April nach 32jährigem Beſtehen in eine „Deutſche Reichs-
Poſtreklame G. m. b. H.“ umgewandelt, deren Geſchäfts in
teile aber ſämtlich dem Reich gehören. Auch ihre Geſchäfts
räume befinden ſich im Dienſtgebäude des Reichspoſtmini-
ſteriums. Kaufmänniſcher Leiter des Unternehmens iſt ein
Kaufmann und Reklamefachmann, dem ein beurläubter höherer
Poſtbeamter zur Seite ſtehen wird. Es ſollen Bezirksdirek-
tionen, Generalvertretungen uſw. eingerichtet werden. Sämt-
liche Angeſtellte werden für den größten Teil ihrer Einkünfteauf Anteile mit Gewinn oder Fropiſionen angewieſen ſein.
Die beſchäftigten Poſtbeamten werden dazu beuürlaubt. Vor-
ſitzender des Aufſichtsrats iſt der Miniſterialdirektor der Ab
teilung 1 des Reichspoſtminiſteriums, Mitglieder ſind höhere
Beamte des Miniſteriums, je ein Vertreter von deſſen Ab-
teilung 7 in München und der w. in Stutt-
gart. Jn der Hauptſache ſoll die Poſtreklame eine Ein-
nahmequelle für das Reich bleiben.

Was ſcchieht mit eingezogenen Waffen? Schußwaffenmit Linſen der Jagdwaffen und der Munition, Dolch-
meſſer, Schlagringe und ſonſtige Waffen ſowie Jagdgerätſchaf
ten dürfen nicht öffentlich verſteigert werden, wenn auf
deren Einziehung im gerichtlichen Verfahren rechtskräftig
erkannt worden iſt. Sie werden nach einer neuen Anordnung
koſtenfrei an den Regierungspräſidenten überſandt. Wenn
das Vergehen auf einem ſtaatlichen oder auf einem Jägd
revier ſtattgefunden hat, das zum ehemaligen Preußiſchen
Krongut oder Königlichen Hausfideikommiß gehört, ſo wer
den die Waffen an den zuſtändigen Revieroberförſter abge
liefert. Vollſtreckungsbehörden an Orten mit ſtaatlicher Po-
lizeiverwaltung liefern ſie an die ſtaatliche Polizeiverwaltung
ab, Vollſtreckungsbehörden am Sitze eines Landratsamtes,
der nicht zugleich Sitz des n a W iſt, an
den Landrat. Der Regierungspräſidentk wird aber auf alle
Fälle benachrichtigt.

Nuß der Schneider fremde Stoffe verarbeiten? Die Kre
felder Schneider-Organiſationen hatten kürzlich einen Ukas
erlaſſen, wonach ſie es ablehnen müßten, Kleidungsſtücke, zu
denen vom Kunden der Stoff geſtellt wird, anzufertigen. Als
Grund für dieſe ſeltſame Maßnahme gaben ſie die Fürſorge
für ihre Kunden an, die man vor dem Einkauf minder-
wertiger Stoffe beſchützen wolle. Einſendungen an Krefelder
Tageszeitungen, in denen energiſcher Einſpruch gegen dieſe
menſchenfreundliche Maßnahme erhoben wurde, behaupteten
allerdings, es ſei den Schneidern lediglich um die zehn Pro
zent zu tun, die ſie von beſtimmten Stofflieferanten er
hielten, Jn dieſen Zuſchriften wurde auch auf die all
gemein beobachtete Tatſache aufmerkſam gemacht, daß man
regelmäßig viel billiger fährt, wenn man ſich den Stoffſelbſt beſorgt und ſich dann den Anzug bauen läßt, als
wenn man einen Maßanzug beſtellt und dem Schneider die
Beſorgung des Stoffes und aller Zutaten ſelbſt überläßt
Trotz allen öffentlichen Widerſpruchs erklärten die Schneider
Organiſationen aber nochmals und in ziemlich heraus-
fordernder Form, es müſſe bei ihrem Beſchlüſſe bleiben. Dar-
aufhin hat nun die Krefelder Polizeiverwaltung angeordnet,
daß die Erklärung der Schneiderorganiſation ungültig ſei,
weil ſie gegen die Gewerbeordnung verſtoße, und daher auch
die Mitglieder der Zwangsinnung nicht binden könne.

7

ließultserſgt,
Man hat in den Miniſterien ſcheinbar recht wenig Be

ſchäftigung. Jedenfalls läßt dieſe berechtigte Vermutung
ein heute bekanntgewordener Staatsminiſterialbeſchluß über
Aenderungen von Amtsbezeichnungen bei den Preußiſchen
Regierungen aufkommen. Danach werden die Oberre
aierungsräte als Stellvertreter der Regierungspäſidenten mit
„Herr Regierungs-Vizepräſident“ anzureden ſein und die
OberRegierungsräte als Abteilungsdirigenten werden „er
boſt“ ſein, wenn man ihnen den berechtigten Titel eines
„Regierungsdirektors“ verſehentlich mit dem alten, withel
miniſchen Oberregierungsrat vertauſcht. Daß dann ein Ober-
wegierungsrat eines Oberverſicherungsamtes künftig „Re-
gierungs- Direktor als Direktor eines Oberverſicherungsamtes“
zu titulieren iſt, und daß einem Ober Reg. und Schulrat
(Gruppe XII) und einem Reg.- und Schulrat in Sonder-
ſtellung über Nacht „Ober. Regierungs und Oberſchulräte“
werden, braucht kaum erwähnt zu werden. Der Rentmeiſter
einer ſtaatlichen Kreiskaſſe Gruppe IX) wird für ſeinen
„Oberrentmeiſter“ gern auf die Hälfte ſeines an und für
ſich gekürzten Friedensgehaltes verzichten. Noch manches
„Erfreuliche“ für das genügſame deutſche Beamtenherz birgt
dieſer Staatsminiſterialbeſchluß.

Die Republik iſt aber wieder einmal gerettet und der
Beamte wird ſeinen neuen Titel Sonntags in den Topf
werfen, um für ſeine Familie und ſich eine kräftige Feſt-
tagsſuppe auskochen zu laſſen.

lageskglender,
30. März 202. Bildu bend im riſtian.31. März Deutſche Volkspartei ehe P ugr u Caſino

Bismarckfeier.
tſchnat. Volkspartei abends 8 Uhr im Tivoli2. April Deu

M
i

Letzte Depeſchen
Der Dollur 42000900000000,

Berlin, 28. März. Seigener Drahkbericht.) Amtlich
notierte der Dollar 4 189 500 000-4 210 500 000 bei
1 Prozent Zuteilung.
London 18 055 000--18 145 000 000 000.

aris 232 400--233 600 000 000
chweiz 727 100--730 900 000 000

Amſterdam 1553 600--1 561 400 000 000
Kopenhagen 666 300--667 900 000 000
Stockholm 1 112 200--1 117 000 000
Prag 123 600--124 400 000 000
Wien 60800--61 200 000 000.
Rom 182 500--183 500 000 000

Geheimrat Quagtz lehnt die volksparteiliche Kandidatur ab

Berlin, 28. März. Wie die „Telegraphenunion“ erfährt,
hat Geheimrat Quaatz die ihm von der Deutſchen Volks
partei im Wahlkreis Weſtfalen-Süd angebotene Kandidatur
für die nächſte Reichstagswahl abgelehnt.

Die Kohleuausfuhr aus dem Ruhrgebiet.

Eſſen, 28. März. Für die Kohlenausfuhr aus dem Ruhr-
bezirk pach dem Ausland iſt durch eine Verordnung der
Mieum vom 1. April ds. Jhrs. an die Einholung einer
Ausfuhrbewilligung der Mieum erforderlich. Die neue
Verordnung ſtellt eine h der bisher beſtehenden
Kontrollmaßnahmen für den Ruhrbergbau dar und iſt,
wie verlautet, erlaſſen worden, um die Lieferung der zu
Reparationszwecken geforderten Kohlenmengen zu ſichern.

Zuſammenſtöße in Lods.

Warſchaun, 28. März. Jn Papiantce bei Lodz haben Ar-
uſammenſtößen mit

rſonen verwundet
beiterdemonſtrationen zu blutigen
der Polizei geführt, bei denen 40
wurden.

Aus Kreis und Hachßarkreiſen
KeuſchbergDürrenberg, 26. März. (Tödlicher Un

fall.) Geſtern mittag gegen 12 Uhr iſt der im Waſſer-
werk Daspig (Leunawerk) beſchäftigte 48jährige Friſeur Otto
Goitzſch von hier aus einer Höhe von etwa 8 Metern ab-
geſtürzt und hat dabei den Tod gefunden. Allgemeine
Teilnahme wendet ſich der ſchwergeprüften Familie angeſichts
dieſes erſchütternden Unglücksfalles zu.

Spergau, 26. März. (Entgleiſung) Am Sonntag
vormittag entgleiſte bei Spergau ein Straßenbahnwagen und
ſtörte den Betrieb über eine Stunde. Ueberall harrten an
den Halteſtellen fröhliche Ausflügler, die beim ſchönen Früh-
lingswetter in die Ferne ſchweifen wollten. Wer es eilig
hatte, zog es vor, die Wanderung zu Fuß fortzuſetzen,

Keuſchberg, 26. März. (Kirchliche s.) Unliebſame ſtö-
rende Vorkommniſſe bei den letzten öffentlichen Trauungen
haben die kirchliche Vertretung in Keuſchberg zu dem Beſchluß
veranlaßt, daß Nichtbeteiligten an einer Hochzeit der Zu
tritt zu der kirchlichen Feier nur gegen Zahlung von 20
Goldpfennigen geſtattet wird. Kinder werden überhaupt nicht
mehr zum Zuſchauen zugelaſſen. Die einkommenden Be
träge werden für den Glocken- bzw. Orgelfonds verwen-
det werden.

Meuchen, 26. März. (Wahl des Kirchenälteſten.)
Jn der Sitzung der kirchlichen Körperſchaften am Freitag,
den 21. März, wurde für den verſtorbenen Kirchenälteſten
Herrn Schröder, Herr Kantor Lembke als Kichenälteſter ge-
wählt. Seine feierliche Verpflichtung fand im Gottesdienſt
am Sonntag ſtatt.

Roßlau, 26. März. (Raſch tritt der Tod EinWagenmeiſter aus Magdeburg verunglückte auf der Strecke
Deſſau-Zerbſt tödlich. Er hat unterwegs offenbar e
renden Zug beſteigen wollen und iſt dabei geſtürzt. Jn Roß-
lau wurde ſein Fehlen bemerkt. Man fand die Leiche hin-
ter Zerbſt im Geleiſe liegen.

Roßlau, 26. März. (Tod im Waſchwaſſer.) Jm
Waſchwaſſer iſt das zweieinhalbjährige Töchterchen eines taub-
ſtummen Ehepaars von hier, Emma Paul, verbrüht. Das
Kind iſt an den Folgen der ſchweren Verletzung, die es
dabei erlitten, bald darauf geſtorben.

Aus Provinz und Reich.
Kommuniſtiſche Mordgeſellen,

Elberfeld, 26. März. Die polizeilichen Ermittlungen in
der Mordſache des Schupobeamten Kähſe ſind nunmehr zum
Abſchluß gelangt. Ueber das Unterſuchungsergeb-
nis teilt die Kriminalpolizei folgendes mit: Wie aus denVerhandlungen hervorgeht, ind in der Kommuniſtiſchen Par
tei ſogenannte Terrorgruppen gebildet worden mit dem Ziel,
ſich auf jede Art und Weiſe in den Beſitz von Wafſen
zu ſetzen. Die hier gebildete Terrorgruppe bildete Banden
von vier bis ſieben Perſonen, die unter Bedrohung mit
ſcharfgeladenen Militärpiſtolen Polizeibeamte in den Außen
bezirken der Stadt zur Herausgabe ihrer Waffen zwangen.
Bei dem letzten Ueberfall am 12. März wurde der Schupo-
beamte Kähſe von dem Schmied Atto Elbers erſchoſſen und
ihm die Piſtole aus der Piſtolentaſche geraubt. Bei den feſt
genommenen elf Teilnehmern an dem Raubüberfall, die
dem Amtsgericht zugeführt wurden, wurde eine große An
zahl von Militärwaſſen nebſt Munition gefunden.

buchene brben.

London, 26. März. Jn einem kleinen Zimmerchen in
P,aington bei Plymouth, dem einzigen Zimmer, das ſie
beſitzen, empfing der Prediger Sanders und ſeine Frau
den Beſuch eines Regierungsvertreters. Er brachte ihnen
die Nachricht, daß der engli Staat bereit ſei, ihnen eine
Summe von a Millionen Pfund Sterling auszuzahlen-
Während des amerikaniſchen Freiheitskampfes nahm der Leut-
nant William Carters ein amerikaniſches Kriegsſchiff ge
fangen. Dafür kamen ihm 7 Millionen Pfund als Priſe zu.
Der Leutnant fiel aber im Verlauf eines Kampfes. Da er
keine Erben hinterließ, wurde die Summe in der Bank
von England depöniert und wuchs inzwiſchen durch Zinſen
und Zinſeszinſen um eine Million e an. Von Zeit zu

erſchien in der engliſchen Preſſe ein Jnſerat, das die
rben Carters aufforderte, ſich zu melden. Viele Jahr-

ehnte lang wurde dieſes Jnſerat nicht beachtet, bis jemandFrau Sanders darauf aufmerkſam machte. Die Dame war

mit dem gefallenen Leutnant ganz entfernt verwandt und
machte ihre Anſprüche geltend. Das war vor vielen Jahren.
e ging der Ka um das Geld hin und her, bis jetzt

e

III

egierung die Anſprüche des alten Paares endlich an

handel und Verſehr,

Deviſenmarkt. SBerlin, 27. März. Die Deviſennachfrage ſteigt in ein
Weiſe. die nachgerade Beſorgniſſe weckt. Die Zuteilungs
quoten ſchmelzen immer mehr zuſammen. Die Befürchtung
beſteht, daß die Reichsbank den Diskontſatz erhöhen muß,
wenn auch z. Zt. davon noch Abſtand genommen worden iſt.
Die Zuteilung betrug für Newyork, London, Amſterdam,

aris, Zürich, Prag, Kopenhagen und Chriſtiania nur
rozent, ſonſt meiſt 2 Prozent. Nur wenige Nebenl

deviſen erhielten 3-5 Prozent. Der franzöſiſche Franb
konnte ſich behaupten. Dollarſchätze 83,25, KeSchätze 600
Milld., Goldanleihe 4,2 Bill. Polennoten 4,56—4,82, Oeſter
reicher 6,08——6, 12.

Effektenbörſen.

(Kurſe, mitgeteilt von der Comme rz- und Privat
bank, Filiale Merſeburg.)

Berliner Börſe vom 27. März 1924.
Gäpag 32 Charlott. Waſſer 26, KölnRottweiler 9
Hanſa Dampf 16* Chem. Heyden 6,7 Körbisdorf Zucker 134,
Nordd. Loyd 7.4 Them. Gelſenkirchen 90, Leopold Grube 9
Ver. Elbeſchiff. 4 90 Conti. Kautſchux 9,6 Leutke Piano 24
Berl. Handelsgeſ. 41* Cröllw. Papier II. Linde Eismaſch. 6.,2
Commerz-u. Prio. Bk. 6* Daimler Motoren Mansfeld II
Darmſt u. ationalb. 12, Deſſauer Has 26 NRordd, Wollkämmereih4,9
Deutſche Bk. 12 Dt. Kabel 2.1 Oberſchl. Eb. B. M
Diskonto vom. 14,2 Eilenburg. Cattun 25, Oſtwerke 32,9
Dresdner Bk. 6,9 (Elberfelder Farben 19* Phönix Bergbau 36
Hall. Vk. Verein 2,2 Fahlberg Liſt 7, Viauen Tüll. 14
Leipz. Crd. (Adca) 2,6 Frauſtadt Zucker 25* Rauchw, Walter 3,20
Reichsbk. Anteil. 33, Froebeln Zucker II, RKhein. Sprengſtoff 7,40
Sächs. Bank 28 Gelſenkirch. Bergw, 57 Roſttzer Zucker 42
Engelhardt. Br. 29, Genthiner Zucker 9, Rückforth Sprit 1,70
Schulth.Patzenh. Br. 25*/2 Geſ. f. elektr. Unt. 18, Fritz Schultz jr. 26
Leipzig Riebeck Glauz. Zucker 23,4 Siegen Solingen 27
Agfa 16 Hageda 1 e Stöhr 78, Te 11* Hartmann sSächſ Maſch 7.9 Teichgräber
Ammendorf Pap. 6. Hirſch Kupfer 30 Thür. Gas
Badiſche Anilin 19,6 Hoechſter Farben 16* Tritonwerke 4,
Schwartzkopf Maſch. 16, Jlſe Bergbau 26 Ver. Bln. Frf, Gum. 4,70
Braunk. u. Brik. 28 Kahla Porz. 14* Wegelin Hübner 77
Buſch opt. Jnd. 5, Kirchner Co. 23 Zwickauer Maſch. 2

(Alles in Billionen Prozent,)
Berliner Freiverkehr vom 27. März 1924.

Becker Kohle 10, HagenRötteln BVer, chem. Zeitz 9,
do. Stahl 10, Kurſachſen Braunk. 1,70 Krügershall

BerlinHalberſſadt 0,50 Schebera 3,50 Nationalfilm 0,50Brown Boveri 2,50 Stahlwerk Krone 50 Ufafitm 8,50
Di. Wald u. Holz 0,30 Stralauer Glas 18, Diamand

(Alles in Bil lionen Prozent.)
Leipziger Börſe vom 27. März 1924.

Chroma Najork 2,50 Paradiesb, Steiner 2,75 Dähne, Max 10440
Dermatoid b,50 Rauch, Walter 3,20 Eitner, Hans 78
Falkenſt, Gard. 11,90 Riquet Co. 5. Heine Co, 2,9
Gautzſch Kammgarn 9,50 Schönherr Sächſ, Webſt! Karnatzzi 6,75
Groß Kunftanſt, 3, Sondermann u. Stier 1,5 Rordd. Gen. Scheines0039,

Hetzer, Otto 1,70 Texul. Ciavi es. 48 100090,Hupfeld 4,60 Warshauſen Kammg.13, Poege Elekire. 3,50
Landkraft, Leipzig 5.809 Freiverkehr. Samſonia 6,14
Lpzg Buchb. Fritzſche 3,20 Apparatebau Weimar 2, Thür. Zuck. Walchleden 7,75

Lindner 9, Bauchw. Pſcherer 0,74 Wollh.Hainichen
(Alles in Billioner Prozent.)

Halleſche Börſe vom 27. März 1924.

Halle Bankverein 2550 2 Freiverkehr.Pfämerſch. 20 S debrand Mühle 6, ei 6,50
Riebeck Montan 54, W. Kathe 3,25 Bernb. Saalmützle, z
Werſchen Weißenfels Caeſer LoretzAmmendorf Papier 6,10 Gottir, Lindner 6880 Hanf Jmport 1,10
Halle Zimmermann 1,20 Wegelin u, Hübner 7,50 Krügershall 2

Köhren 2, x WMansfeldHeckert Glas Zuckerraff. Halle 25,50 Veſter Spedition 0,
(Alles in Billionen Prozent.)

Produktenmarkt.
Berlin, 27. März. Die Tendenz iſt wenig verändert.Das Geſchäft luſtlos und ſtill. Preiſe behauptet
Mittagsbörſe. Amtlich wurden notiert Getreide undOelſaaten per 1000 Kg ſonſt per 100 Kg in Goldmarh):

Weizen, märk. 166—171, meckl. 166-168, Roggen, märk.
133 137., Braugerſte 163-185, purrrror d 148-158,
Hafer, märk. 114—122, Weizenmehl per 100 Kg fr. Bln.
br. inkl. Sack (feinſte Marken über Notiz) 24,25-26,50,
Roggenmehl 20,50-—23, Weizenkleie frei Berlin 10,60 bis
10,80, Roggenkleie 8-—8,20, Raps 300—310, Leinſaat 410
bis 415. Viktorigerbſen 26—-27, kl. Speiſeerbſen 16—17,
Futtererbſen 13,50 14, Peluſchken 1213, Ackerbohnen 16
bis 17, Wicken 14—14,50, Lupinen, blaue 12,50--13: gelbe
15,50 16,50, Seradella 13,50--15, Rapskuchen 11,50 bis
11,60, Leinkuchen 22—-23, Trockenſchnitzel 9--9,10, vollw.
Zuckerſchnitzel 17—22, Torfmelaſſe 30/70 8, Kartoffelflocken
18,80 19.

Butternotierung. Die Berliner Butternoties
rungskommiſſion notierte für ein Pfund Butter la Qualität
1,55, II. Qualität 1,50 und abfallende 140 Goldmark.

Leipziger Schlachtviehmarkt vom 27. 3.
Auftrieb: 135 Rinder (8 Ochſen, 53 Bullen, 16 Kalben

58 Kühe), 647 Kälber, 185 Schafe, 954 Schweine, zuſ.:
1921. Außerdem von Fleiſchern ſelbſt s ä 5 Rinder,
54 Kälber, 67 Schweine. Preiſe für 50 Kg Lebendgewicht
(in Goldm.):

Ochſen 1. Kl. do. 2. Kl. 32--40, do. 3: Kl, 20-30,
do. 4. Kl. Bullen 1. Kl. 34 38, do. 2, Kl, 30 34.
do. 3. Kl. 22—30, Kalben und Kühe 1. Kl. Do. 2, Kl.

do. 3. Kl. 32 40, do. 4. Kl. 235 32,, do 5,
15—23, Kälber 1. Kl. 2. Kl. 60--64, do. 3. Kl, 40--60;
do 4. Kl. 30--40, Schafe 1. Kl. 45—-50, do 2. Kl. 30--45,
do 3. Kl. 20-30;; Schweine 1. Kl. 64—65, do 2. Kl.
65—68, do 3. Kl. 58—64, do 4. Kl. 50-58, do 5. Kl.
50 58.Geſchäftsgang: ſehr langſam. Ueberſtand: 25 Rinder,
davon 4 Ochſen, 8 Bullen, 1 Kalbe, 12 Kühe, 42 Schafe,
50 Schweine.

Berliner Metallpreiſe vom 27. 3.
Elektrolytkupfer 132,25, Raff.«Kupfer 1,20—1,21, Weichs

blei 0,66—0,67, Rohzink 0,64—-0,65; Aluminium. Banceab
zinn 4,90—5, Reinnickel 2,30—2,40, Barrenſilber 93 bis
94 Bill. je Kg.
e Es
Verantwortliche Redaktion: Politik, und Teil

ennemeyer Sport: Ran zA. an Druck und Verlag: Merſeburger Druck und
Verlagsanſtalt L. Baltz, ſämtlich in Merſeburg.
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Merseburg
empfehlen für die Saison

Herrenfülenüte

Klapphüte Sportmützen

Farben

V

Größte Auswahl

WeC. Knautn 4 Sohn
Entenplan 2

in den neuesten Formen und
von den

zu den feinsten Qualitäten

Regattamützen
Kindermatrosenmützen Ledermützen Auto-
kappen Selbstbinder Krawatten Strick-
binder Oberhemden Einsatzhemden Kragen

Manschetten in Leinen u. Dauerwäsche
Taschentücher Hosenträger Sockenhalter
Lederriemen Lederhandschuhe Stoffhand-
schuhe Sportstutzen Socken Stöcke

Sämtliche Herrenartikel.
Für Konfirmanden: Hüte, Wäsche, Krawatten

Niedrigste Preise

Beachten Sie unsere Qualitäten!u

W

billigsten bis

Bananen Stück 30
Apfelſinen Stück

20

Rot-,

Burgſtraße 10.

Vdlenzig-
Für die Konfirmation

emnfehle:

friſche Michael Ananas zur Bowle,
ſämtliche Sorten Nüſſe, Feigen, Datteln,

Traubenroſinen, kalif. Miſchobſt,amerik. Ringäpfel, Aprikoſen, Pfirſiche,
Pflaumen, kalf. Birnen,

Friſche Kokosnüſſe mit Milch v. 70 Pfg. an

Carten.

Pfg. 4 Stück 1,00
Pfg. 14 Stück 1 „00

6 Pfg. 12 1500
Pfg. 11 1560
i. 19 2500

Weiß-, Süd- und Obſtweine,Liköre u. Weinbrand in großer Auswahl
zu billigſten Preiſen.

Franz Ohlemann,
Telefon 326.

2eeeeäeee e eeeeeeeeeeee

Theater Verein
Die Menschenfreunde

Schauſpiel von Richard Dehmel
gelangt am 8., 9., 12. und 16. April 7,30 Uhr

zur Aufführung.
Kartenverkauf 1,25 Mk. (Richtmitglieder 2 Mk.) von
Wontag bis Sonnabend nachm. 2,30-—6 Uhr im Tivoli.

Lämmer-Auktion
Sonntag, den 30. März, vorm. 10 Uhr,

auf

Schäferei Göhren
gegen Weiſtgebot und ſofortige Barzahlung.

Gräflich von Hohenthal K Bergenſche
Rittergutsverwaltung, Dölkau.
Von Sonnabend, den 29. März, ab ſtehen

friſche Transporte hochtragender u. neumilchender

e Kühel Färsen
ſowie

hager. Lucohsen

bei uns zum Verkauf

Hauptgenoſſenſchaft f. Viehverwertung
m. b. H. (Landwirtſchaftl. Organiſation)vule I. G., Delitzſcher Straße 8,

Fernruf 6385.
Das neue

WNapd-Telefon-lerzeihns

Satpappeln

bis zu 500 Stück zu
kaufen geſucht.

Th. Felgner,
Mühle Ermlitz

Poſt Schkeuditz.

Trauer-
mit Druck schnell und
preiswert

Nerseburger.

Mey's Kragen
mit feinem Wäschestoft

dis ideals Herrenwäsche

ſ Dutzend in Sehaehteli h i er
Hauptverkaufsstellebriefe II. Karten Paul Schultze Sohn,

ottnargte 4.

Beſonders große Auswahl

ſändlerwugen
Promenadenwagen

öportliegewagen

Sportwugen
die bekannteſten erſtklaſſigen Fabrikate.

Preiſe außergewöhnlich billig!

Pelikan
Caramelbier
eingebraut aus beſtem Malz u. Hopfen

nachgeſüßt mit ate Zucker
das b

W Getränk.
Aerztlich empfohlen

e en ſtiliende Mütter ſowie
allen, denen an der Erhaltung und plan-
mäßigen Auffriſchung der Kräfte ge

Schöne brünette Müh-
enbeſitzerstochter, 22 J.

alt, mit 350000 G.-Mk.
Vermögen, wünſcht ſich
mit Herrn auch ohne Ver-
mögen zu verheirat. durch

Frau Sander,
Berlin C 25.

h

Einzige
Beamtentochter

ev., 23 J., dunkelblond,
ſchl. Fig., m. vollk Aus-

„Iſtattung u. Klav., ſucht
mit beſſ. Herrn in feſter
Lebensſtellg. zw. Heirat
in Briefwechſel zu treten.

legen iſt Off. u. M. J. 46 a. d. Exp.Ueberall erha iltlich. ds. Bl

Iageblatt

(Kreisblatt)
Bäckerlehrling

ſtellt Oſtern ein
Richard Heinrichs,

Bäckermeiſter.
Teuditz b. Dürrenberg.

Seffenrbertreter

allerorts geg. hoh. Prov.
geſ. Off. unt. T. D. 803
an Invalidendank Leipsig

Nationalkassen
(beide Rummern erbeten)
kauft Bügler, Berlin,

KLEEBLATTallerfeinste reine Natur- Butter
billiger

hochfeine Thüring. Wurstwaren
vollfette Edamer und Tafelkäse

F. H. Kraus e, u

III
Pa. Rindfleiſch

für Merseburg (in Plakatform)
mit allen neuen Anschlüssen ist
im Verlage des Merseburger Tage-
blatt erschienen und zum Preise von
25Pfg. inunseren beiden Geschaftsstellen:

Mälterstrasse 4 u. Gotthardtsrasse 38
(Halver Mond)

zu haben.

So billig wie möglich
bei brauchbaren Qualitäten ſind unſere Preiſe!

Für jeden Beruf in allen Größen und vielen
Ausführungen

Strickjacken
kräftige Qualität 6.50 Mk.kräftige Qualität 7.50 Mk.plattierte Wolle 9.80 Mk.plattierte Wolle 12.50 Mk.reine Wolle 16.50 Mk.reines Kammgarn 19.50 Mk.

FürDamen u. Herren (u. Kinder) in reich. Ausw.

Sportweſten
reine Wolle 850 Mk. an
reine Wolle echt Kübler la. Qual. 1800 Mk.

Ferner ſämtliche moderne und praßktiſche

Wollwaren, Weißwaren,
Herrenartikel x.

A. Henckel, Ah

Schweinefleiſch

Kalbfleiſch

Hammelſleiſch

feine Fleiſch u. Vurſtwaren

empfiehlt

SchmaleW. Pabſt, Straße 13.

Pferde- Auktion.
Sonnabend, den 5. April 1924, von 2 Uhr

nachm. ab, werden auf dem Geſtüthof des Haupt-
geſtüts Graditz bei Torgau

ca. 40 Halbblutpferde
verſchiedener Jahrgänge (zum Teil aus dem Haupt-
geſtüt Beberbeck ſtammend), ferner der 3 jährige
Vollbluthengſt Sylveſter v. Ard Patrick a. d. Stich
flamme v. Ruage öffentlich meiſtbietend verſteigert

Außktionsliſten vom Geſtütsſekretariat gegen Rach
nahme erhältlich. Die Geſtütdirektion

Setzer u. Druckerlehrling
bei ſofortiger Entlohnung für unſeren Betrieb

geſucht

II

Merſeburger Tageblatt Kreisblatt
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Wir
verkau fenfehlt

III Cutaways,

Kleider, Kostümröchke,

000

haut be

hüneler!
Kein Laden Nur l. Etage.

aut Krecdlkit!
Herren Anzüge, Sport-Anzüge, Herren- pa.
Hosen, Breeches-Hosen, Herren Mäntel,

Gummi Mäntel,Sportwesten, Damen Mäntel, Kostüme,

Windjacken, Strickjacken auch für Kinder.
Dieneuesten Frühjahrsmoden sind soeben eingetroffen.

Wir bitten um Besichtigung!

Kleine Anzahlungen!
Kleine Abzahlungen:

Wochenrate von I Mark R

Karl Klingler,
Leipzigerstrasse 11, I.

Eingang nur Sandbem
Fahrgeld IV. Klasse hin und zurück wird beim

Kauf vergütet!

Väſcheleinen

Ruckſäcke, Hängematten
Ware u. preiswert

empf. f. Wiederverkäuf.
gestrielte Ernſt Knabe,

Strickwesten, Zwickau Sa.
Vertreter geſucht.

Geſchäfts

BriefUmſchläge

mit und ohne Druck
liefert ſchnell u. preiswert

Merſeburger Tageblatt

Ha le
(Sanle),

(Kreisblatt)

(Mädchen) Superintendent Bithorn.
Konficrmation (Knaben) Paſtor Wuttke.

Gottesdienſt-Anzeigen.
Sonntag, den 30. März 1924 (Lätare)

Geſammelt wird eine Kollekte für den Evangel.
Preß Verband für Deutſchland.

Es predigen:
Dom (geheizt). Vorm. 9,30 Uhr Konfirmation

11 Uhr
Uhr:Donnerstag, abends 6 Bibelſtunde in

der Herberge zur Heimat. P. Wuttke
Fungfrauen- Verein d. Vaterl. Frauen- Vereins

(Seffnerſtraße 1).
Sonntag abend 8 Uhr: Verſammlung.

Chriſtl. Verein Junger Männer (Seffnerſtr. 1).
Sonntag u Dienstag 8 Uhr: Verſammlung.

Landeskirchliche Gemeinſchaft (Herb. z. Heimat).
Mittwoch abends 8 Uhr Bibelbeſprechſtunde.
Volksbibliothek: Geöffnet wie bisher.
Stadt. Vorm. 9 Uhr Konfirmation Paſtor Riem

Vorm 11 Uhr: Konfirmation, Paſtor Angermann
Ev. Mänuer- und Jugendverein.

Sonntag, abends 8 Uhr: Verſammlung an der
Geiſel 5.

Donnerstag, abends 8 Uhr: Bibelſtunde. Paſtor
Angermann. Anſchließend 9--10 Uhr Spielabend.

Evang. Mädchenbun d St. Maximi.
Dienstag: Chorgeſang fällt aus.
Mittwoch, abends 8 Uhr: Verſammlung an

der Geiſel 5. Paſtor Riem.
Altenburg. Vorm. 10 Uhr: Konfirmation. Paſtor

Kratzenſtein. Der ganze untere Raum der Kirche
iſt nur für die Konfirmanden und deren Ange-
hörigen beſtimmt. Kinder ſind des Platzmangels
wegen vom Beſuch der Kirche zurückzuhalten.

Meuſchau Nachmittags 2 Uhr: Konfirmation
Paſtor Kratzenſtein

Nenmarkt. (Die Kirche iſt geheizt.) Vorm.
10 Uhr: Konfirmation. Paſtor Boit.

Montag, abends 8 Uhr: Konfirmierten Söhne
im Pfarrhauſe.

Dienstag. Nachmittag 4 Uhr: Monatsver-
ſammlung der Frauen Hilfe im Pfarrhauſe.
„Donnerstag, abends 8 Uhr: Konfirmierten
Töchter im Pfarrhauſe.

Evangeliſche Kirchengemeinde Neu-Röſſen.
10 Uhr: Gottesdienſt, Paſtor Paſtor Jenztzſch.
11 Uhr: Kindergotiesdienſt. Derſelbe.

Katholiſche Gemeinden.
7 Uhr Frühmeſſe mit Predigat; 10 Uhr: Hoch-

amt mit Predigt und E ntlaſſungsfeier der Kinder;
6 Uhr: Faſtenpredigt eines Franziskanerpaters aus
Halle. Freitag, 7,30 Uhr Andacht.

Neu-Rößen. 8 Uhr Frähmeſſe mit Predigt;
10 Uhr: Hochamt mit Predigt; 3 Uhr: Andacht.

Naundorf 11 Uhr: Gottesdienſt mit Predigt
Nen-Biendorf (Schule). 8 Uer: Gottesdienſt

m. Predigt.
Schafſtädt. 10 Uhr: Gottesdienſt mit Prediat.

ICCLEEB IITauſche meine geräumige 4 Zimmer Wohnung
Küche und Bad extra, in Mannheim gegen ähnliche
in Merſeburg. Angebote unter 476/24 an die Ge
ſchäftsſtelle dieſer Zeitung.
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Der letzte Verhandlungstag.
Mürnchen, 27. März.

heutigen 24. W adrunge tag
Kriebel das Wort zu Sch
Das gewaltſame Vorgehen gegen Berl

Loſſow und Seißer vorbereitet.

iſt ſie heute noch.
Der hierauf folgende Angeklagte r

Poehner betont: Jch habe von Anfang an rückſ

genoſſen.zu der Angeklagte davon ſpricht, daß Reichspräſident

Ebert den Vorwurf des Landesverrats nicht nur re
e,

daß hier
ſondern auch im juriſtiſchen Sinne auf ſich ruhen labemerkt der Vorſitzende: Jſt ten e iJhnen bekannt,
über ein Strafverfahren ſchwebt? Poehner: Jch
kenne das Strafverfahren ganz genau. Nächdem däs erſte
zurückgezogen wurde, verſucht man nun, ein neues Straf-
verfahren vor preußiſchen Gerichten aufzuziehen, von

rößere Willfährigkeiterwartet als vom Amtsgericht in München. Poehner ſpricht
denen man vielleicht eine

in ſeinen Ausführungen wiederholt von dem „Ebert
ritze und antwortet auf eine Bemerkung

um eine Entgleiſung.
Der Angeklagte Dr. Fvick betont ganz kurz, daß mit

ihm kein Stichwort verabredet wurde.
Angeklagter Weber bezeichnet es als richtig, daß ſeine

Zuſtimmung zum Unternehmen eingeholt und von ihm ſelbſt
verſtändlich und bereitwilligſt gegeben wurde.

Es erhält darauf
General Ludendorff

das Wort.
Verteidiger nichts mehr hinzuzufügen. Mein
enau dargetan.

ite mit dieſen Männern ſtehe.
das Ringen für das deutſche Volk, das Ringen mit dem
deutſchen Volke für ſeine Zukunft.

Nach ganz kurzer Pauſe erhält der Angeklagte
Adolf Hitler

das Wort.
erſten Staatsanwalts aus, daß die Revolution im Nol-
vember 1918 als gelungen bezeichnet werden müſſe, weil
ſie ſich in ganz kurzer Zeit durchzuſetzen verſtanden hat.
Wenn dieſe Theorie wirklich zur Wirklichkeit und zum Recht
würde, dann würden dieſe Feſſeln niemals von Deutſchland
genommen werden.

eutſchlands im Jahre 1918 ein.

Landesverrats e
1918 unter Anklage ſtellen, wird er vom Vorſitzenden mit
den Worten unterbrochen: Das geht zu weit, daß Se
den Reichspräſidenten Ebert des Landesverrats bezichtigen.

Hitler antwortet: Jch hatte gehofft. daß es der Saatsanwält
tut. Hitler ſchildert dann im einzelnen den Zerfall Deutſch
lands in den letzten Jahren und betont, ſeine Arbeit
ſei darauf gegangen, ein ſtatspolittiſches Volk heranzuziehen

Von den Angeklagten erhält am
als erſter Oberſtleutnant

n r Er betont:n war von den Herren

Kahr Das war nicht nurunſere feſte Ueberzeugung vor dem 8. November, ſöndern

srat

t chtslos dieWahrheit geſagt. Jch habe keinen Verrat getrieben, weder
an meinem König noch am Volk, noch an meinen Geſinnungs

des Vor
tzenden er habe keine Geringſchätzung beabſichtigt, es handle

Er bemerkt, er habe den Ausführungen ſeiner

e Handeln injenen kritiſchen Tagen an der Seite meine Freunde iſt
Jch bin ſtolz darauf, daß ich Seite an

Meine Lebensarbeit war

Er geht von dem Satze des Plaidoyers des

Macht iſt niemals identiſch mit Recht,
r geht dann in längeren Ausführungen auf die Lage
r n Als er meint, wenn dasGeſetz einſt wieder geachtet werden ſoll in Deutſchland,

dann müſſe zuerſt der Staatsanwalt aufſtehen und müſſe
die Anklage gegen Ebert, Scheidemann und Genoſſen wegen

ben. dann müſſe er die Volksverräter von

Beilage zu r. 75 des Merſeburger Tageblattes
Freitag, den 28 März 1924.

und Deutſchland und dem deutſchen Volke die Stellung
in der Welt zu geben, die es verdient. Jch wollte der
Zerbrecher des Marxismus werden. Das war meine Aufgabe
und dieſe Aufgabe werde ich auch löſen. Jch ſtehe heute nicht
als Menſch vor Jhnen, ſondern als Politiker. Fünf Jahre
lang haben wir mit zuſammengebiſſenen Zähnen gewartet.
Dann habe ich mich nach längerem Zögern den Herren zur
Verfügung geſtellt, habe aber gleich gefordert: Jch verlange,
daß ich die politiſche Führung des Kampfes in die Hand
nehme. Als ich mit den Herren ging, da glaubte ich die
Stunde gekommen. Nicht die Staatsform wollten wir ändern,
ſondern nur den ſchmachvollen Jnhalt der deutſchen Repu
blik beſeitigen. Sie mögen uns ſchuldig ſprechen: Das
Gottesgericht wird einſt den Antrag des Staatsanwalts
zerreißen und uns freiſprechen.

Der Angeklagte Hauptmann Röhm erklärt auf die
rage des Vorſitzenden, daß er den Ausführungen ſeöünes
ührers Hitlers nichts mehr hinzuzuſetzen habe.
Der Vorſitzende erklärte hierauf, die Hauptverhandlung

für geſchloſſen und teilt mit, daß die Urteilverkündung am1. April vormittags 10 Uhr ſtattfindet.

Fortſehung der Derteidigungsreden
im 3eigner-Prozeß,

Seipzig, 28. März. Bei Beginn der Donnerstag-Ver-
Fir; im Zeigner- Prozeß erhält Rechtsanwalt Dr.

arſchner zu ſeinem Schlußvortrag das Wort. Er blickte
zurück auf den Auſſtieg ſeines Klienten und deſſen jähen
Abſturz und appelierte ausſchließlich an den juriſtiſchen
Verſtand der Richter. Der Verteidiger ſchloß, er habe ſich
bemüht, nicht mit dem Angeklagten Zeigner durch dick und
dünn zu gehen und aus Schwarz Weiß u kmachen, ſondern
den Sachen objektiv ins Geſicht zu ſehen. Dr. Zeigner,
faßt er nochmals zuſammen, hat Fehler mehr als ändere
Durchſchnittsmenſchen, weil er Pſychopath iſt, durch ſeine
ganzen Charakteranlagen. er er iſt frei von ſtraſ-
rechtlicher Schuld. Die Richter ſollten darum den Antrag
der Verteidigung entſprechen, der dahin geht: Dr. Zeigner
von der Beſchuldigung freizuſprechen.

Nach einer Mittagspauſe verteidigt dann Rechtsanwalt
Dr. Tſchopik den Angeklagten. Danach iſt Möbius nicht
Erpreſſer. Möbius muß von dem Gericht beanſpruchen,
daß es ſein Schickſal genau ſo prüft, wie das Schickſal des
höher ſtehenden Angeklagten Dr. Zeigner. Auch bei ihm
harrt zu auſe eine Frau, bangen drei Kinder.Der Verteidiger bittet die Strafe gering zu bemeſſen und
die ganze Unterſuchungshaft anzurechnen, ihn weiter bald
zu entlaſſen, damit er wie andere Leute aus der Schieber-
eit bald einen Strich unter die letzten drei Jahre ziehen undſich einen andern Erwerb ſichern kann.

Oberſtaatsanwalt Sch legel gibt eine ſachliche Erwi-
derung und bemerkt, daß ſeine Ueberzeugung von der
Schuld der beiden Angeklagten durch das von der Ver-
teidigung vorgebrachte nicht erſchüttert werden konnte und
wiederholt die am Vortage geſtellten Anträge.

Nachdem die Rechtsanwälte Marſchner und Tſchopik kurze
Antworten gegeben haben, erfolgt 27 Uhr abends die Ver-
tagung auf Freitag 10 Uhr. Es ſoll dann der Angeklagte
Dr. Zeigner das Schlußwort erhalten, wozu er geſtern,
wie die Verteidigung ausführte, aus Geſundheitsrückſichten
nicht mehr in der Lage war. Am Freitag wird auch der
Termin der Urteilsverkündung feſtgeſetzt werden.

Chriſtentum und deutſche Gozialpolitik.
Will man über die Aufgaben der deutſchen Sozialpolitik,

einer chriſtlichen deutſchen Sozialpolktik Klarheit ſchaffen,
ſo muß man erſt feſtſtellen, ob wir bisher auf dem richtigen
Wege waren oder nicht. Wir ſind es nicht geweſen. Die
ſtolze Behauptung, daß Deutſchland auf dem Gebiete der
Sozialpolitik in der Welt führend geweſen ſei, iſt falſch. Wir
hatten auf einigen ſozialpolitiſchen Spezialgebieten Vor-
bildliches geſchaFfen; in der ſozialen Fürſorge, in der
Kranken, Unfall- und Unvalidenverſicherung, in Fragen
des Arbeiterſchutzes, in Kinderſchutz, Wöchnerinnenfürſorge,
Sonntagsruhe, Schutzvorrichtungen an Maſchinen, Gewerbe
aufſicht, Gewerbegerichten uſw. Dieſe Schöpfungen aber bil-
den nicht das Weſen einer Sozialpolitik. Sie liegen an der
Peripherie. Wie ſah es mit den ſonſtigen Rechten und der
Stellung der Arbeiter im Staats- und Geſellſchaftsleben
aus? Die Volksſchule wurde immer mehr zur Armeleute-
ſchule. Das deutſche Volk ſtrebte in Kaſten, Klaſſen, Stäm
men und Konfeſſionen immer ſchärfer auseinander. Was
es zuſammenhielt, waren äußerliche Bindungen. Und als
dieſe mit Kriegsende und Revolution zuſammenbrachen, fiel
das ganze Volk auseinander. Der Klaſſenhaß begann ſich
hemmungslos auszutoben. Ein blinder Egoismus der Klaſſen
und der Einzelperſonen ſind das übelſte Kennzeichen der
letzten Jahre. Jeder dachte nur an ſich ſelber. Jeder ſuchte
Opfer, Not und Verantwortung auf die anderen abzuwälzen.
Was lag dem Einzelnen daran, wenn der Nachbar ver-
hungerte. Jahrzehntelang aufgeſtachelter Haß tobte ſich aus,
kannte nur einen Feind, den politiſchen und Klaſſengegner.
Allmählich wuchs von unten herauf die Erkenntnis. Nir
gends aber fand ſie eine Führung. Jm Gegenteil, das Syſtem
der weſtleriſchen Demokratie, das Syſtem eines hilfloſen
Parlamentarismus und Parteiweſens, ſtellte ſich dem Willen
zur Ein- und Umkehr entgegen. Nirgends ein Halt, nir-
gends ein feſter Boden. Man machte Politik, Jnnen- und
Außenpolitik nur in Milliarden, Tonnen, Tarifverträge
und Notenpreſſe. 70 Prozent des deutſchen Volkes ſind Ge-
halts- und Lohnempfanger. Die Not laſtet am ſtärkſten
auf ihnen. Sie erkannten allmählich, daß ihre bisherige
Stellung zu Staat und Volk falſch war. Sie erkannten vor
allem, daß die marzxiſtiſche Lehre falſch iſt, wonach die Ar-
beiter aller Länder als Brüder, die übrigen Volksgenoſſen
nur als Ausbeuter der Arbeiter anzuſehen ſeien. Sie er-
kannten weiter, daß die von der Sozialdemokratie gepredigte
Todfeindſchaft zwiſchen Kapital und Arbeit letzten Endes
zum Verderben des ganzen Volkes führen müſſe. Sie er-
kannten, daß in ſolchen ſchwerſten Notzeiten nur einer wahre
Volks und Notgemeinſchaft Rettung bringen könne. Mil-
lionen, die bis zu dieſer Erkenntnis gekommen waren, mußten
ſich nun fragen, auf welchem Boden kann dieſe Gemeinſchaft
geſchaffen werden. Durch die Macht des Staates, durch Ge
ſetze und Zwang iſt ſie nicht zu ſchaffen. Dafür iſt erſtens
der Staat zu ſchwach, und auf dem Wege des Zwanges ſind
Gegenſätze und Feind ſchaften nicht zu überwinden. Zudem
iſt der Glaube an die Fähigkeit und ſtrenge Recht-
lichkeit; an die Ueberparteilichkeit des Staates
und der Regierung völlig erſchüttert. Die Vorgänge in
Sachſen und Thüringen haben den letzten Reſt von Glauben
an ihm zerſtört. So richtet ſich der Blick des Menſchen,
der auf der Erde Recht, Geſetz, Ueberparteilichkeit nicht fand,
nach dem, was über dem Haß, der Blindheit und Verant-

Der Millionengarten
Roman von Reinhold Ortmann.

(30) (Nachdruck verboten.)„Ja. Nicht ſo ſehr durch meine eigene Schuld als durch
die meines Bureauvorſtehers Kaska. Jch habe dem Manne
im berechtigten Vertrauen auf ſeine Tätigkeit zu viel Frei-
heit gelaſſen. Und ich bin zu ſpät dahinter gekommen, daß
er ſie vielfach mißbraucht hat. Vielleicht in der Abſicht, mir
zu nützen, aber, wie ich jetzt erkennen muß, mit dem ent-
gegengeſetzten Erfolg. Es ſind in meiner Praxis Dinge vor
gekommen, die nicht hätten geſchehen dürfen. Und ich bin
für alles verantwortlich, auch für das, woran ich gar keinen
Anteil hatte. Jch kann die Schuld nicht auf Kaska ab-
wälzen, weil ich mich auch damit einer Pflichtvergeſſenheit
bezichtigen würde. Ein Ermittlungsverfahren gegen mich
iſt bereits eingeleitet. Und ob es mit Erhebung einer An-
klage endet, wird in der Hauptſache von dem guten oder
er Vitwen desjenigen abhängen, der das Verfahren
eitet.“

„Das heißt: von dem guten oder böſen Willen des
Dr. Lohmer?“

Du ſagſt es.“
W iſt ſchrecklich, Vater. Wenn auch dein Gewiſſen

rein iſt
„Keine Fibelweisheiten bitte! Jch habe dich nicht in

meine Lage eingeweiht, um wohlgemeinte Tröſtungen zu
empfangen Hier gilt es, rundheraus zu erklären, ob du
mir helfen willſt oder nicht.“

„Wenn es wirklich zu der Anklage kommt, was könnte
dir geſchehen

„Das läßt ſich nicht vorherſagen. Es hängt eben ganz
von der Beſchaffenheit des Materials ab, das Lohmer zu-
ſammenbringt. Vielleicht komme ich mit einem blauen Auge
davon; vielleicht habe ich das Schlimmſte zu fürchten. Läßt
er alle Minen ſpringen, ſo wäre recht wohl ein Urteil denk-
bar, das ich nicht um eine Stunde überleben dürfte.“

„So darfſt du nicht ſprechen, Vater! Solche Worte darfſt
du mir nicht ſagen. Wie kann ich überhaupt noch einen klaren
Gedanken faſſen, wenn du mich mit ſolchen Schreckbildern
ängſtigſt!“

„O, wenn es mit einem Piſtolenſchuß abgetan wäre,
darüber würdet ihr ſchon hinwegkommen. Und deshalb
hätte ich dich nicht ſchon heute zu beunruhigen brauchen.
Aber wenn ich mit Schimpf und Schande aus dem Anwalts-
ſtande ausgeſtoßen werde, zerrinnen Liſelottes Heiratsaus-
ſichten in nichts. Statt die Frau eines ſehr reichen Mannes
zu werden, worauf ſie jetzt die allerbeſten Hoffnungen hätte,
wird ſie als die Tochter eines wirtſchaftlich zuſammenge
brochenen, bettelaärmen Mannes daſtehen bei ihrer Hilf
loſigkeit der bitterſten Not preisgegeben, oder die leichte

weiß wohl, daß Liſelotte ſchwach und hilflos iſt. Sie iſt leider

ganze Jugend war nichts als ein leichtfertiges Spielen mit
Nichtigkeiten. Wehe ihr, wenn ſie jetzt plötzlich in Kampf
und Not hinausgeſtoßen würde!“

Verlangen, ſie davor zu bewahren?“

beiſtehen werde, kann ſie ſelbſtverſtändlich immer rechnen.“

erleichtern, ſondern du ſollſt ihn ihr erſparen. Wenn du dich
mit Lohmer verſtändigſt, wenn es zu einem
zwiſchen euch kommt, habe ich nichts mehr zu fürchten.
iſt ein Meiſter in der Kunſt, ſein Anklagematerial zu ſichten
und zu gruppieren. Hat er den feſten Willen, mich zu ſcho-
nen, ſo wird alles Belaſtende ein harmloſes Geücht an
nehmen und alles Gefährliche ſich verflüchtigen.“

gehende Andeutung gemacht?“

war zwiſchen uns
Rede. Ueber Menſchlichkeiten dieſer Art braucht man ja
auch nicht erſt zu ſprechen. Darin verſteht man ſich auch ſo.“

Opfer, das du von mir verlangſt, würde ganz umſonſt ge-
bracht ſein.
nicht um eines Haares Breite von dem abweichen, was er
für ſeine Pflicht hält.“

wagte. Du nötigſt mich, dir die ganze Wahrheit zu ſagen.
Er wollte mich zu ſeiner Frau machen unter der Bedingung,
daß ich mich vollſtändig von dir losſagte. Er behauptete, mich
zu lieben; aber er fügte hinzu, daß er der Verbindung mit
mir nicht ſein Anſehen und ſeine künftige Laufbahn zum
Opfer bringen dürfe. Jch will und kann dir nicht wieder-
holen, womit er ſeine Beſorgnis begründete.
en es für mich hinreichend, ihn kurz und beſtimmt abzu-
weiſen.“

Vater wirkte. Völlig gebrochen hatte er ſich in den Schreib-
ſeſſel fallen laſſen. Und es währte lange, bis er ſich zu einer
Erwiderung aufraffte.

ſchon damals voraus, was kommen würde, und war ent

„Steht die Liebe des Mannes, der jetzt um ſie wirbt, auf
ſo ſchwachen Füßen? Liſelotte iſt doch ſchuldlos an all dem
Furchtbaren, das dich treffen kann.“

„Danach wird niemand fragen. Bin ich geächtet und aus-
geſtoßen, ſo ſeid ihr es auch.“

„Jch nicht, Vater ich gewiß nicht.
doch zu feſt auf meinen eigenen Füßen zu ſtehen.

Dafür glaube ich
Aber ich

nicht ernſthaft genug für das Leben erzogen worden. Jhre

„Wenn du das ſo deutlich erkennſt, fühlſt du gar kein

„Darauf, daß ich ihr in dem Kampfe nach beſten Kräften

„So war es nicht gemeint. Du ſollſt ihr den Kampf nicht

Verlöb nis
Er

„Biſt du deſſen gewiß? Hat er dir vielleicht eine dahin-

„Wie dürfte er das! Von dem Verfahren gegen mich
ſelbſtverſtändlich mit keinem Wort die

„Nun, ſo laß dir ſagen, Vater, daß du dich irrſt. Das

Auch als mein Verlobter würde Dr. Lohmer

Ungläubig ſchüttelte Madelung den Kopf.
„Woher willſt du das wiſſen?“
„Aus der Art, in der er mir ſeine Hand anzubieten

Jedenfalls

Sie ſah, wie niederſchmetternd ihre Enthüllung auf den

„Das hatte ich allerdings nicht erwartet. Er ſah alſo
Beute des erſten beſten Halunken.“ ſchloſſen, mich nicht zu ſchonen, auch nieht als mein Scehwie-

gerſohn. Dann gibt es für mich freilich kaum noch eine
Hoffnung.“

„Auf Dr. Lohmers Wohlwollen wenigſtens ſollteſt du
keine ſetzen. Aber ſteht dir denn gar kein anderer Ausweg
mehr offen? Kannſt du nicht der drohenden Gefahr vor-
beugen, indem du deine Anwaltstätigkeit freiwillig aufgibſt?“

Dr. Madelung ſchüttelte den Kopf.
„Es würde nur den Zuſammenbruch in anderer Form be-

deuten. Was hilft es, jetzt noch etwas zu verſchweigen!
Jch bin überſchuldet, und ich habe keine Rückſicht mehr von
meinen Gläubigern zu erwarten, wenn ich mich ſelbſt er-
werbslos mache. Auch Liſelottes Heiratsplan würde damit
zu Waſſer werden. Du ſiehſt, es iſt auf jeden Fall zu Ende

ſo oder ſo.“
„Haſt du mit Herrn Kaska üder deine Lage geſprochen
„Jch bin gewiß, daß er ſie kennt. Und ich werde nicht

klug aus ihm. Er iſt nicht aufrichtig gegen mich. Ja, ich
habe in der letzten Zeit zuweilen den Eindruck gehabt, daß
er mir geradezu feindlich geſinnt iſt. Auf keinen Fall hätte
er die Macht, mir zu helfen.“

„Dann bleibt mir wohl nichts anderes übrig, als dem
Unabwendbaren feſten Mutes entgegen zu gehen. Nein“,
beharrte ſie, als er eine ungeduldig abwehrende Bewegung
machte, „„Iaß mich ausſprechen, Vater! Jch danke dir für
das Vertrauen, das du mir in dieſer Stunde geſchenkt haſt.
Und ich will es erwidern, indem auch ich mit voller Offenheit
Wwreche. Jch habe mich ſchon ſeit Jahren nicht mehr glücklich
gefühlt in deinem Hauſe. So unerfahren ich ſein mochte, ich
ſah doch, daß die Dinge hier einem Verhängnis zutrieben.
Aber als deine Tochter durfte ich dir natürlich keine Vor-
haltungen machen. Wie ſchwer ich darunter gelitten, kannſt
du dir kaum vorſtellen. Und zuletzt wurde es mir einfach
unerträglich. Das war der Grund, weshalb ich die Stellung
im Krankenhauſe annahm und weshalb ich mich ſeither von
dir und Lieſelotte fernhielt. Aber ich bin darum doch dein
Kind geblieben, und ich bin mit tauſend Freuden bereit,
meine kindlichen Pflichten zu erfüllen. Mag kommen, was
will, du wirſt darum niemals allein und verlaſſen ſein. Liſe-
lotte und ich, wir werden dir helfen, auf den Trümmern
des alten ein neues Leben aufzubauen. Und ich ſehe nicht ein,
warum es nicht ein beſſeres und glücklicheres ſein könnte.“

Mit einem ſchwachen Verſuch zu lächeln, nickte er ihr zu.
„Du biſt ein tapferes Mädel, und ich zweifle nicht, daß

du es aufrichtig meinſt. Aber damit iſt mir für den Augen-
blick nicht geholfen. Es tut mir leid, daß ich dich zur Mit-
wiſſerin meiner Sorgen gemacht habe. Jch ging eben von
der irrigen Vorausſetzung aus, daß es in deine Hand gegeben
ſei, mir beizuſtehen. Nun weiß ich, daß du es nicht kannſt.
Und nun ſollſt du dir meine Bedrängniſſe auch nicht weiter
zu Herzen nehmen. Den Kampf um meine Exiſtenz, den ich
jetzt zu führen habe, führe ich am beſten allein. Von dem,
was nach einem Zuſammenbruch zu geſchehen hätte, können
wir ja ſpäter reden.“



Im Reichstagsgebäude fand vorgeſtern vormittag eine
Tagung der neugegründeten Nationalliberalen Vereinigung

der Deutſchen Vol,spartei ſtatt, die von Delegierten aus
allen Teilen des Reiches beſucht war. Die Verſammlung
wurde vom

Vorſitzenden Dr. Klönne (Dortmund)
eröffnet, der in ſeinen einleitenden Worten ausführte:

Die Gründung der Nationalliberalen Vereinigung ſei
notwendig geweſen, weil eine Maſſenflucht aus der Partei
eingeſetzt habe. Die Wähler ſeien es müde geweſen,
die Jnnen- und Außenpolitik des Reichskanzlers und des
Miniſters Dr. Strſrmann mitzumachen, eine Ohrfeige
nach der anderen von Frankreich gegen Konzeſſionen einzu
tauſchen und die Schuldlüge am Kriege als Fluch auf ſich
laſten zu fühlen, ohne daß die Regierung Entſcheidendes
dagegen getan habe. Die Deutſchen hätten keine Luſt, weiter
als in der Welt zu gelten. Nicht der Abſchluß
des Ruhrkampfes, aber die Art und Weiſe der Löſung die-
ſes Kampfes ſei Dr. Streſemann zum Vorwurf zu machen.
Wenn man auch den Außenminiſter trotz ſeiner Mißer
folge Entlaſtung erteilen könne, dem Parteiführer gegen
über r das nicht möglich. Streſemann hätte von der Lei-

er Partei zurücktreten müſſen, um der Partei ihreung
Freiheit zu laſſen.

Die Ehe mit Links.
ſei den Wählern der Deutſchen Volkspartei unerträglich
geworden. Von dem Zuge nach rechts habe Streſemann nichts
verſpürt. Die Politik der D. V. P. ſoll keineOpportunitäts-
politik ſein, ſondern einem klaren Programm folgen, Nicht
die Sprengung der Partet, ſondern die Zuſammenfaſſung
und Sammlung der aus der Partei ſtrebenden Kräfte ſei
das Ziel. Von der Ueberraſchung Dr. Streſemanns über die
Gründung der Vereiniggung könne deshalb keine Rede
ſein, weil die Reſolution ihm unverzüglich zugeſtellt worden
ſei. Der darauf ſofort einſetzende Sturm in den Zeitun-
gen gegen die Vereinigung ſei nicht loyal zu nennen. Ein
Zurück könne es nicht mehr geben; der Weg werde weiter
beſchritten, komme, was da wolle. Der Makel der ſchwer-
induſtriellen Einſtellung oder der Mißvergnügtheit könne
die Vereinigung nicht treffen.

Der Vorſitzende ſchloß ſeine Rede mit der Hoffnung, daß
trotz der beſtehenden Schwierigkeiten ein Frieden mit der
Partei noch möglich ſei. Wenn Dr. Streſemann den Frie-
den nicht wolle, ſo könne die Vereinigung auch kämpfen.

Sodann begann
Dr. Gildemeiſter (Vremen)

einen längeren politiſchen Vortrag:
„Was wir wollen“ ſo begann er und wer ſind wird

Wir ſind beſorgte Freunde der Deutſchen Volkspartei. Des-
halb, weil wir in der Partei das wertvollſte Jnſtrument
des deutſchen Parteilebens geſehen haben.“ Der Redner
geht dann auf die Entwicklungsphaſen der Nationallibe-
ralen Partei ein. Es gab ſchon eine Sezeſſion, die durch
die Heidelberger Erklärung vom Jahre 1881 überkleiſtert
worden iſt, und zwar dadurch, daß zweiundvierzig Partei
anhänger, die über die Entwicklung der Partei beſorgt waren,
in Heidelberg die Grundlage für die künftige Politik derPartei zum Bekenntnis der Politik Bismarcks auf außeyns
politiſchem, wirtſchaftlichem und ſozialpolitiſchem Gebiete leg-
ten. Der Parteitag von 1884 hat dieſes Programm dann
übernommen und die Partei wieder zuſammengefügt.

„Auch wir ſind Deklaranten, wie damals die Leute der
Erklärung von Heidelberg. Wir unterſcheiden uns von ihnen
dadurch, daß wir rechtzeitig warnen, weil wir die Sezeſſion,
die kommen muß, von der Partert abwenden wollen. Dieſe
Entwicklung ſehe ich unabweislich vor mir, wenn dem Partei
vorſtande in ſeinen Wünſchen Folge gegeben wird. Bismark
hat einmal (bei der Rückkehr aus Wien) geſagt: Es iſt ein
Unglück, daß die Fraktionsführer die Fraktion abſoluter
beherrſchen als ein abſoluter Monarch ſeine Untertanen.
Der Abgeordnete hütet ſich, ſeinen Wählern Klarheit über
die Dinge zu ſchaffen. Vielleicht habe ich ſelbſt unbewußt dazu
beigetragen, den Einfluß des Parlaments auf das jetzige Ni-
veau herunterzudrücken. Aber ich wünſche nicht, daß es auf
die Dauer ſo bleibt. Jch möchte noch dazu beitragen, daß
das Parlament wieder zu einer konſtanten Majorität gelangt;
ohne dieſe wird es die Majorität nicht haben die es braucht.

Das ſcheint mir die grundſätzliche Forderung für unſere
jetzige Zeit und unſere Lage in der Parkei zu ſein. Wir
wollen

kein perſönliches Regiment der Parteiführer
und keine Mandatsſchlauen Abgeordneten, die es verhin-
dern, ihren Wählern Klarheit zu geben über die Dinge
die ſich ereignet haben
Ess iſt geradezu ungeheuerlich, daß wir in dieſem Augen-
blick noch nicht ſo viel von Parla mentarismus begriffen

predigt, daß die Menſchen friedlich, ſchiedlich und brüderlich
miteinander leben ſollen. Und das deutſche Volk ſehnt
ſich nach Frieden im Jnnern. Es iſt des ſelbſtmörderiſchen
Bruderkampfes müde. Es ſuchte den Boden der Gemein-
ſchaft, den Boden, auf dem alle Gleichgeſinnten ſich die
Hände reichen können. Es wäre falſch, in dieſer Bewegung
Reſignation und Müdigkeit zu ſehen. Weit entfernt davon:
Das Fundament, Wuf dem die deutſche Volksgemeinſchaft
errichtet werden kann und muß, iſt von Millionen geahnt,
gefunden: Es iſt die Wiederbelebung des in der Zeit den
„Aufklärung“ und des Marxismus verloren gegangenen
Chriſtentums. Jeder, der guten Willens iſt, wird als
Bruder empfangen, wer aber, in marxiſtiſche, klaſſenkämpfe-
riſche, wirtſchaftsegoiſtiſche Jdeen verrant, ſich dem Willen
zur Gemeinſchaft in den Weg ſtellen will, der wird und
muß alls Schädling des Volkes bekämpft und ausgemerzt
werden. Chriſtlicher Glaube und chriſtlicher Sinn müſſen
ren Wege zur wahren, aufbauenden Volksgemeinſchaft
werden.

Die ziele der Deutſchnotionalen,
Eine Unterredung mit Dr. Helfferich.

Mailand, 27. März. Der Führer der Deutſchnationalen
Volkspartei, Dr. Helfferich, gewährte dem Vertreter
der „Römiſchen Tribung“ eine Unterredung, in der er
gegenüber dem Projekt einer Goldnotenbank den von
der Deutſchnationalen Volkspartei angenommenen ableh-
nenden Standpunkt klarlegte. Die Gewährung einer
ausländiſchen Anleihe von 15 Millionen Pfund Skerling,
ſagte er, ſo notwendig und willkommen ſie für die deutſche
Wirtſchaſt ſei, rechtfertige nicht die Ausgabe eines neuen
Geldes. Die Stabiliſierung der deutſchen Mark zeige, daß
Deutſchland bei der weiteren Feſtigung ſeiner Währung keine
internationale Kontrolle nötig habe. Zur auswärtigen Poli-
tik übergehend, verwarf Dr. Helfferich auch gegenüber dem
Korreſpondenten der „Tribung“ die Streſemannſche Außen-
polittik. Die Regierung habe, um mit Frankreich zu einer
Verſtändigung zu kommen, zu ſchwere und ungerechtfertigte
Opfer debracht. Eine Einigung mit Frankreich ſei für die

Nationalliberale Vereinigung und D. V. P.
haben, daß wir wiſſen, daß die Wahl heute darum geht, wie
die künftige Regierung ausſehen ſoll. Durch den Fraktions-
eiſt iſt ſelbſt dieſe einfache Frageſtellung ſabotüert. Der
arteikampf in der Wahl ſoll, ſo wünſchen es die eifrigen

Geiſter der Partei, in einem Kampf aller en alle aus-
arten. Die Notwendigkeit des Staates zur Regierungsbil-
dung ſoll nachher hinter den Kuliſſen des Parlaments ſo
vder ſo geſchoben oder erledigt werden. Wenn wir eine
große Rechtspartei heute noch nicht haben, dann müſſen wir
eine Verbindung von vernünftigen nationalen und wirt-
ſchaftlichen Grundſätzen ſchaffen, die Wurzeln hat im ganzen
Volke, und auf dieſer Staatsnotwendigkeit uns zuſammen-
finden zu einem feſten Block, der eine Regierung trägt, die
dann auch die Möglichkeit hat, auch einmal Unpopuläres
durchzuführen, und dann nicht ſofort auseinanderbricht, weil
dieſe oder jene Fraktion es für praktiſch findet, ſich vor
dieſer Entſcheidung aus der Regierung herauszuziehen.

Wir ſtehen vor einer Entartung des Parteiſyſtems. Wenn
ich das auch auf die Deutſche Volkspartei anwende, ſo
tue ich es, weil ich davon ausgehe, daß die Deutſche Volks
partei im deutſchen Parteileben die verantwortunhsvollſte
Partei iſt und bei ſich zuerſt anfangen muß. Wir haben eine

unnerträgliche Zentraliſierung unſeres Parteiſyſtems
eine Zentraliſierung, an der die freiſinnige Partei kaput-
gegangen iſt.

Der Haupteinwand der gegen uns erhoben wird, iſt der:
Ihr fönnt fa in den Hraaniſtaionen eure Ziele verfolgen.“
Das hat eine Grenze, denn die Organiſationen ſind in per-
ſönlicher Beziehung in eine ſolche Verfilzung geraten, daß
es unmöglich iſt, dort reformeriſche Gedanken vorzutragen.
Wir wollen die Partei erhalten, und wir ſind diejenigen, die
auf dem Boden der Deutſchen Volkspartei ſtehen, ſo wie ſie
geſchaffen wurde. Unſere Gegner in der Partei kämpfen
mit einer Tarnkappe. Einſtimmig gilt die Große Koalition
als erledigt, aber ſie wird nicht abgeſchafft, unſere berühmte
Reſolution vom 12. Januar wird grundſätzlich anerkannt,
nur wird ſie nicht durchgeführt. Die Große Koalition ſcheint
mir in Preußen zu einer Art Gewöhnungszuſtand zu kommen.
Jch möchte feſtſtellen, daß die Kriſe nicht durch uns herauf-
beſchworen worden iſt, ich ſtelle feſt, daß der Anlaß ein erup-
tives Moment war.

Generaldirekkor Vögeler
führte aus, er habe ſchon ſeinerzeit in Heidelberg erklärt,
daß die Große Koalition in Preußen der Totengräber der
Deutſchen Volkspartei ſein werde, und ſo ſei es jetzt auch
gekommen. Die Schwerinduſtrie denke nicht daran, leine
Klaſſenkampfparole auszugeben. Wie kein Zweiter habe er

Redner den Gedanken der Arbeitsgemeinſchaft ver
folgt. Jetzt ſollen wir aus der Partei entfernt werden. An
meinem Mandat, ſo führte Generaldirektor Voegler aus,
liegt mir nichts. Ich hänge aber an den Prinzipien der
Deutſchen Volkspartei, ſo, wie ſie ſeinerzeit in Leipzig feſt
elegt ſind. Nicht Sprengpulver wollen wir in der Partei
ein, nicht trennen wollen wir, ſondern einigen. Wir wollen

eine geiſtige Erneuerung unſeres Volkes.
Es entſpann ſich darauf eine längere Debatte, an der Frhr.

v. Lersner, Herr Döberich vom Reichslandbund, Dr.
Maretzky u. a. teilnahmen.

Zum Teil nahmen die Diskuſſionsredner ſchärfer als die
Hauptredner gegen die Politik Streſemanns Stellung. Am
Schluß der Tagung gelangte folgende

Entſchließung
zur Annahme:

Die Mitglieder der nationalliberalen Vereinigung in der
Deutſchen Volkspartei begrüßen es, daß endlich die Reſolu-
tion der Reichstagsfraktion als Richtlinie für den kommenden
Wahlkampf bekanntgegeben worden iſt. Sie ſetzen ſich dafür
ein, daß dieſe Reſolution in der kommenden Tätigkeit der
Partei durch Bildung einer bürgerlichen Regierung im
Reich und in Preußen ihre Verwirklichung findet. Die Ver-
ſammlung ſprach der Leitung der Vereinigung, die im
Namen der Partei gehandelt hat, das Vertrauen aus und
fordert ſie auf, den beſchrittenen Weg weiterzugehen.“

Zur Durchſetzung der Forderungen der Nationalliberalen
Vereinigung ſind für die Verhandlungen mit Streſemann
folgende Richtlinien feſtgeſetzt worden:

1. Durchführung der Reſolution der Reichstagsfraktion
vom 12. Januar und Annahme dieſer Entſchließung durch den

Parteitag. z2. Völlige Abſage an den Gedanken der Großen Koalition.
3. Rücktritt Streſemanns vom Parteivorſtand, ſolange

er ein Miniſteramt bekleidet.
4. Aufſtellung der der Nationalliberalen Vereinigung

naheſtehenden führenden Perſönlichkeiten auf der Reichsliſte.

Deutſchnationalen nur unter der Bedingung möglich, daß
Frankreich klar die Grenzen des deutſchen Entgegenkommens
erkenne. Deutſchland ſei zwar

entwaffnet, aber nicht ehrblos.
Wir haben mehr als eine Karte Frankreich gegenüber an

der Hand, erklärte Dr. Helfferich. Eine Beſſerung der fi-
nanziellen und wirtſchaftlichen Lage Frankreichs ſei ohne
ein Abkommen mit Deutſchland un wahrſcheinlich. Bei den
Kommenden Reichstagswahlen rechnet Dr. Hiblferrich mit
einer ſtarken Vermehrung der Rechtsparteien und einer Ze-
ſchlagung der ſozialiſtiſchen Macht. Die Bildung des neuen
Kabinetts nach den Wahlen werde ohne die Mitwirkung der
Deutſchnationalen nicht möglich. Dieſe Mitarbeit der
Deutſchnationalen Partet hinge aber von der Annahme ihres
innen- und außenpolitiſchen Programms ab. Jm Jnnern
erſtreben wir, erklärte Dr. Helfferich, das politiſche und
wirtſchaftliche Leben von den Doktrinen des Marxismus zu
befreien, die ſozialen Probleme zu löſen, nicht durch den
Klaſſenkampf, ſondern auf der Grundlage nationaler Einheit,
einer wieder hergeſtellten Autorität und Diſziplin und Reini-
gung der Staatsverwaltung. Nach außen wollen wir die Un-
abhängigkeit und Einheit Deutſchlands verteidigen. Dr.
Helfferich hofft, daß die Beſtrebungen ſeiner Partei in Jta-
lien verſtanden werden.

Heuſchſprechen in der Deffentlichkeit verboten.

Aus Prag wird uns geſchrieben:
Abg. Mayer (B. d. L.) hat an den Miniſter für na

tionale Verteidigung folgende Interpellation eingebracht: Es
iſt eine bekannte Tatſache, daß hauptſächlich auf Drängen
des franzöſiſchen Generalſtabschefs die deutſchen Offiziere
immer mehr und mehr aus der tſchechoſlowakiſchen Armee
entfernt werden. Einen billigen Vorwand bieten die bei
der Armee eingeführten Sprachenprüfungen, bei denen die
unglaublichſten, nicht zu rechtfertigenden Dinge verlangt wer
den und zwar von Leuten, deren Eignung für die Abhaltung
ſolcher Prüfungen wahrlich erſt nachgewieſen werden müßte.
Es geht ſoweit, daß man dem letzten Reſt der deutſchen
Offiziere ſogar verbietet, außer Dienſt deutſch zu ſprechen.
Beſonders wünſcht man dies nächt in öffentlichen Lokalen
und auf der Gaſſe verbietet man es ihnen mit ihren der
tſchechiſchen Sprache häufig nicht mächtigen Angehörigen.
Jn der Egerer Ofſiziersmeſſe iſt der Gebrauch jedes dutſchen

Wortes mit einer Geldſtrafe t. wie dies aus einem
Anſchlag erſichtlich iſt. Die Gefertigten fragen den Herrn

iniſter:
1. Sind ihm dieſe Uebergriffe einzelner Kommandanten,

die ſie ſich gegen die deutſche Sprache herausnehmen, be-
kannt und was gedenkt, er zu tun, um dieſe Bosheiten
abzuſtellen?.

2. Jſt der Herr Miniſter der Anſicht, daß dieſe Vorkomm-
niſſe im Einklang mit den Friedensverträgen ſtehen oder
nicht und was gedenkt er zu veranlaſſen, um der in den
Friedensverträgen dem deutſchen Volke zuſtehenden Gleich-
berechtigung Geltung zu verſchaffen?

Die Zerſetzungserſcheinungen in der Moskauer Regierung

Rykows Entfernung aus dem Gebiete der Sowjets iſt nur
der Auftakt zu einem Auſtaſangeproeß innerhalb der Mos-
kauer Regierung geweſen. Es gelingt der Sowjetverwaltung
und der ruſſiſchen kommuniſtiſchen Partei nicht, die Vor
gänge die ſich ſeit einigen Tagen im Kreml abſpielen, und
eren Tragweite gar nicht zu bemeſſen iſt, der breiten Maſſe

vorzuenthalten. So iſt die Nachricht von Rykows „Reiſe“
nach Berlin jetzt durch die ruſſiſche Preſſe allgemein ver
breitet worden. Zweifelsohne aber gehen die Dinge, die jetzt
dienen. weit über den Rahmen eines bloßen Parteizwiſtes

naus.
Lunatſcharski, der Volkskommiſſar für Erziehung

und Aufklärung, hat nach Sibitrien gehen müſſen, Trotzki,
Radek und ſogar Kamenew, der bisher wie ſchon

während Lenins Krankheit die Leitung der Regierungs
geſchäfte in der Hand hatte, ſind zum Rücktritt gezwungen
worden, um einer vorher wenig einflußreichen Strömung
in der Partei-Platz zu machen. die im weſentlichen von
rechtskommuniſtiſchen Liberalen repräſentiert wird, Es iſt
Kraſſin, dem Leiter des Außenhandelskommiſſariats, we
nigſtens für den Augenblick gelungen, ſeine Gegner zu beſei-
tigen, um ſeine ſeit Monaten von der Linksoppoſiſtion be
kämpfte Wirtſchafts- und Handelspolitik durchzuſetzen. Es
verlautet, daß in ſeinem Programm die Bewilligung des
Eigentumsrechtes eine Hauptrolle ſpielte.

Die militäriſchen und zivilpolitiſchen letzten Jnſtanzen des
bolſchewiſtiſchen Regimes, der „Revolutionäre Kriegsrat“ und
das „Politbureau“ ſind tatſächlich aufgelöſt; wer heute noch
dem Zentralkomitee der N. K. P. angehört, iſt auch in Kreiſen
Partei ſelbſt unbekannt. Sicher iſt nur die Tatſache, daß die
Leitung der Regierungsgeſchäfte auf den früheren dritten
Stellvertreter Lenins, Tzuruoa, übergegangen iſt, defſ-
ſen Kabinett weiterhin Stalin, Kalinin, Kraſſin angehören.
Ueber die Stellung anderer Regierungsmitglieder, z.
Sinowjews, iſt auch in Moskau ſelbſt nichts bekannt.

Aus allem aber, was uns von eingeweihten Kreiſen ge-
meldet wird, geht unzweideutig hervor, daß in Moskau ein
Prozeß begonnen hat, der die Sowjetgewalt in die ſchwerſte
Kriſis bringen muß, da ſich aus der lange zurückgehaltenen
Auflöſung kaum ein praktiſcher Ausweg finden wird, der
bei der inneren Zeriſſenheit des Regimes dem Bolſchewis
mus noch weiterhin die Rolle des Diktators erlauben dürfte.
Vielmehr ſcheint jetzt für den radikalen Marxismus in Ruß-
land der Anfang vom Ende gekommen zu ſein.

Die verſtaatlichte RadioEphäre.
Jeder Benutzer des Radios bedarf außer der notwendigen

Apparate noch desjenigen Teils des Weltalls, „in dem ſich
die elktriſche Strahlung ausbreitet, um zum Empfänger zu
gelangen. Wem gehört nun dieſe Radio-Sphäre? fragt Dr.
Walter Joſt in einem Aufſatz der in Frankfurt a. M. erſchei-
nenden „Rundſchau“. Jn Ländern, wo ein freier Radiover
kehr geſtattet iſt, ſteht dieſe Radio-Sphäre jedem unentgeltlich
zur Verfügung. Bei uns aber, wo der Radioverkehr be
ſtimmten Geſetzen unterworfen iſt, liegen die Verhältnſife
ganz anders. Die Radio-Sphäre iſt nämlich bei uns „verſtaat
licht“. Dieſe praktiſch,, durchgeführte Sozialiſierung der

Radioſphäre“, ſagt der Verfaſſer, „weiſt eine verblüffende
Aehnlichkeit mit dem theoretiſchen Sozialismus der Boden
reformer auf; in beiden Fällen handelt es ſich nämlich um
die Verſtaatlichung nicht ſämtlicher Produktionsmittel, ſon
dern nur einer beſtimmten Güterkategorie, hier der Radio-
Sphäre und dort des Grund und Bodens. Und neuerdings
perfährt der Staat mit der ſozialiſierten Radioſphäre in
ganz ähnlicher Weiſe, wie es die Bodenreformer für den ſo
zialiſierten Boden vorſchlugen: gegen Entrichtung einer
Rente wird hier die Radioſphäre, dort der Boden in einem
gewiſſen, nach ſtaatlichem Ermeſſen feſtgeſetzten Rahmen
dem Betreffenden zur freien Verfügung geſtellt. Jedenfalls
findet eine regelrechte ſtaatliche Bewirtſchaftung der Radio-
ſphäre ſtatt. Es iſt jedoch zu hoffen, daß dieſe Veſchränkung
allmählich mehr und mehr auſgehoben wird. Die Zulaſ-
ſungsbedingungen zur Benutzung der Radioſphäre durch
Private werden immer mehr gemildert, und ſo wird ſich die
zunächſt nur mietweiſe Ueberlaſſung der ſtaatlichen Radio
ſphäre zu einer tatſächlichen Verleihung des Privateigen-
tums an der Radioſphäre umgeſtalten. Jn dieſer Richtung
liegt der neue Entwurf des Reichspoſtminiſteriums über die
Erteilung der Verſuchserlaubnis, und dieſe völlige Freige-
bung der Radioſphäre dürfte auch im wahren Jntereſſe unſe-
rer deutſchen Wirtſchaft und Wirtſchaft liegen.

Ein Radiokampf in Oeſterreich.

Wien, 27. März. Jn der ſozialdemokratiſchen Partei
herrſchen allerlei parteipolitiſche Beſorgniſſe wegen der Radio
unternehmungen in Oeſterreich. Namentlich wird von ihr die
Erteilung der Konzeſſion zum Betriebe der Radiotelephonie
durch eine Geſellſchaft bekämpft, an der die Steyrerbank in
Graz hervorragend beteiligt iſt. Das ſozialdemokratiſche
Blatt kündigt neuerdings den Kampf gegen dieſe Konzeſſions-
erteilung an, hauptſächlich deshalb, weil an dem Unter
nehmen chriſtlichſoziale Parteikreiſe, vor allem der Landes-
hauptmann von Steiermark, Dr. Rintelen, herdborragend
beteiligt ſind. Aus dieſem Anlaſſe tritt das ſozialdemokra-
tiſche Blatt für die „Radiodemokratie“ ein.

Wahlkampagne durch Rundfunk.

Amerika, das den techniſchen Errungenſchaften der Neu
zeit am ſchnellſten die praktiſche Seite abzugewinnen weiß,
will jetzt auch die drahtloſe Telephonie in den Dienſt der
Wahlkampagne ſtellen. Kürzlich lauſchten in Chieago 40 000
Perſonen, den Reden, die in einer Verſammlung für und
gegen das Alkoholverbot gehalten wurden, um ein Plebiſzit
über die Frage herbeizuführen. Von den 40 000 Perſonen,
die zu Hauſe in aller Bequemlichkeit die Gründe für und
wider hörten, gaben 28000 ihre Stimme gegen das Verbot
und 18 000 zugunſten des Verbots ab. Das Ergebnis die
ſer Abſtimmung iſt aber auch deshalb bedeutungsvoll, weil
es an einem praktiſchen Beiſpiel erweiſt, was der Rundfunk
in der bevorſtehenden Wahlbewegung zu leiſten vermag.
Man wird jetzt nicht mehr nötig haben, während der Propa-
gandazeit die Leute zum Beſuch der Wahlverſammlungen
zu animieren, ſondern (von einem Zentralpunkt aus die
Wahlſchlacht leiten. Jn Los Angeles will man eine große
drahtlaſe Station für den telegraphiſchen Verkehr errichten,
und Präſident Coolidge hat loſe die Abſicht, ſeine
Wahlreden auf dem Wege der drahtloſen Telephonie über das
ganze Land zu verbreiten, ſo daß er damit der umſtändlichen
und beſchwerlichen Reiſen überhoben wird.
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